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    Zur Diskussion gestellt


			Deutsche Bahn zwischen Daseinsvorsorge und Gewinn: 

			Ist ein radikaler Umbau nötig?


			Die Züge im Fernverkehr kommen zu spät, die Zusammenarbeit zwischen den Einheiten funktioniert nicht, die Gewinnprognosen sind pessimistisch, der Güterverkehr fährt Verluste ein und die Infrastruktur ist unterfinanziert: die Deutsche Bahn steht in der Kritik. Wie lassen sich spürbare Verbesserungen für die Kunden erreichen? Sind grundlegende Strukturreformen nötig?

			Richard Lutz, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn AG, weist darauf hin, dass das »Wachstum auf der Schiene« das System bei Infrastruktur, Fahrzeugen und Personal an die Kapazitätsgrenzen gebracht hat. Aus den Engpässen seien zunehmend Belastungen für die Betriebsqualität und die Kunden entstanden. Die »Agenda für eine bessere Bahn« sei die Antwort der DB auf diese Herausforderung und der Weg, um das Unternehmen nachhaltig erfolgreich aufzustellen. Dieser Weg werde länger dauern als gedacht, und das Unternehmen müsse deutlich mehr investieren als bislang geplant. Im Mittelpunkt steht eine leistungsfähige Infrastruktur, bessere Fahrzeuge und zusätzliches Personal. Damit lege die DB die Basis für die dringlichen Verbesserungen bei Qualität, Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit. Sein Fazit: »Wir brauchen keinen radikalen Umbau, sondern eine gemeinsame Kraftanstrengung für Kapazität, Wachstum, Kunden und Qualität.«

			Christian Böttger, Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, schlägt vor, das Unternehmen DB AG kurzfristig finanziell zu stabilisieren. Hierfür käme der Verkauf von Arriva, eventuell auch von Schenker, in Frage. Damit könnten die anstehenden Investitionen finanziert und Schulden abgetragen werden. Darüber hinaus sollte die Governance des Unternehmens verbessert werden. Die für das Ziel der Verdoppelung des Verkehrs erforderlichen Infrastrukturinvestitionen könne die DB AG nicht aufbringen, diese Mittel müssten deshalb vom Bund kommen. Insgesamt sei davon auszugehen, dass es viele Jahre dauern werde, die Probleme der Bahn zu lösen.

			Für Alexander Kirchner, Vorsitzender der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft, sind »verlässlich mehr Geld für die Eisenbahn und ein klarer politischer Auftrag … der Problemlöser Nummer eins«. Seiner Ansicht nach trägt in erster Linie der Eigentümer, und damit der Bund, die Verantwortung dafür, dass das gesamte System Schiene leide. Statt in den Erhalt der Infrastruktur zu investieren, werde schon seit Jahren auf Verschleiß gefahren. Ein radikaler Umbau wäre insofern hinsichtlich der Finanzierung der Schieneninfrastruktur nötig. 

			Günter Knieps, Universität Freiburg, befasst sich mit der Frage, welche Umwälzungen die Fortschritte in den Informations- und Kommunikationstechnologien für die zukünftigen Eisenbahnnetze mit sich bringen und welche Chancen und Herausforderungen damit einhergehen. Der digitale Wandel hin zum Internet der Dinge könne die zukünftige Rolle der Eisenbahnen fundamental verändern: auf den Märkten für Mobilitätsdienstleistungen, im Bereich voll automatisierter Züge, im Bereich der vorausschauenden Wartung der Züge, im Bereich der Zugüberwachungssysteme und beim Aufbau von digitalen Stellwerken.


			Kommentar


			Replik auf den Beitrag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger


			Holger Mühlenkamp

			Holger Mühlenkamp, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer, nimmt Stellung zu einem Beitrag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger aus dem ifo Schnelldienst 22/2018 zum Thema »Auch in Zukunft Verkehrsinfrastruktur in ÖPP bereitstellen«. In seinem Kommentar stellt Holger Mühlenkamp die Argumente vor; warum er eher geringe Möglichkeiten für wirtschaftliche Öffentlich-private Partnerschaften sieht.

			Forschungsergebnisse

			Zur Produktionsbehinderung der Unternehmen im Konjunkturzyklus: 

			Eine Compositional-Data-Analyse


			Klaus Abberger und Wolfgang Nierhaus

			Einmal pro Quartal befragt das ifo Institut im Rahmen seiner laufenden Konjunkturumfragen die Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe, ob eine Produktionsbehinderung besteht und wenn ja, ob sich die Firmen eher vorgegebenen Angebots- oder Nachfragebeschränkungen gegenübersehen. Mit Blick auf die Entwicklung im jüngsten Aufschwung zeigen Klaus Abberger, ETH Zürich, und Wolfgang Nierhaus, ifo Institut, dass die Angebotsbehinderungen im Verarbeitenden Gewerbe eine sehr starke Rolle spielen, obwohl nach vorläufigen Schätzungen die Produktionslücke historisch gesehen nicht außergewöhnlich groß ist.


			Rezessionsrisiko der deutschen Wirtschaft deutlich erhöht


			Kai Carstensen, Magnus Reif und Maik Wolters

			Ist die konjunkturelle Abkühlung der deutschen Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 2018 ein Hinweis auf eine kurzfristige konjunkturelle Schwächephase, oder ist eine länger anhaltende Rezession zu erwarten? Kai Carstensen, Universität zu Kiel, Magnus Reif, ifo Institut, und Maik Wolters, Universität Jena, schätzen das aktuelle Rezessionsrisiko mit Hilfe eines dynamischen, nichtlinearen Faktormodells. Ihre Ergebnisse legen nahe, dass die Gefahr einer Rezession zurzeit deutlich erhöht ist und auch in den kommenden Quartalen mit einer konjunkturellen Schwächephase zu rechnen ist. Insbesondere haben die seit einiger Zeit abwärts gerichteten Befragungsdaten deuten darauf hin.


			Daten und Prognosen

			ifo Migrationsmonitor: 

			Fakten zur Kriminalität von Geflüchteten


			Yvonne Giesing, Carla Rhode, Anne Schönauer und Florian Steinruck

			Wer nur die Anteile der Geflüchteten in der Kriminalstatistik betrachtet, lässt wichtige Faktoren außer Acht: etwa das Anzeigeverhalten gegenüber Geflüchteten oder deren Alters- und Geschlechtsstruktur. Es fehlt außerdem an Medienaufmerksamkeit für die spezifischen, tiefer liegenden Gründe der Kriminalität unter Geflüchteten. Dabei könnte es sich um die Lebensbedingungen in den Unterkünften oder auch die Orientierungs- und Perspektiven­losigkeit in Deutschland handeln. Neben Verzerrungs- und möglichen Einflussfaktoren stellt der Artikel präventive Maßnahmen vor, um die Gewaltbereitschaft zu reduzieren.


			Im Blickpunkt

			ifo Konjunkturumfragen Februar 2019 auf einen Blick: 

			Die deutsche Konjunktur bleibt schwach


			Klaus Wohlrabe

			Der ifo Geschäftsklimaindex ist im Februar auf den schlechtesten Wert seit Dezember 2014 gefallen. Die Unternehmen bewerteten ihre aktuelle Geschäftslage erneut etwas weniger gut. Auch der Pessimismus mit Blick auf die kommenden sechs Monate hat zugenommen. Diese Ergebnisse und andere Indikatoren deuten auf ein Wirtschaftswachstum im ersten Quartal von 0,2% hin. Die deutsche Konjunktur bleibt schwach. Die deutschen Unternehmen werden etwas zurückhaltender bei der Mitarbeitersuche. Das ifo Beschäftigungsbarometer ist im Februar auf 102,9 Punkte gefallen, nach 103,0 Punkten im Januar. Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren hat sich dagegen etwas aufgehellt. Die ifo Exporterwartungen der Industrie sind im Februar gestiegen. Die deutsche Industrie behauptet sich in einem schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld. Die Zolldrohungen der US-Regierung haben im Moment keine negativen Auswirkungen auf die Exporterwartungen der Automobilindustrie.

		





		
			Deutsche Bahn zwischen Daseins­vorsorge und Gewinn: Ist ein radikaler Umbau nötig?

		

		
			Die Deutsche Bahn steht in der Kritik. Auslöser sind unpünktliche Züge im Fernverkehr, mangelnde Zusammenarbeit zwischen den Einheiten, reduzierte Gewinnprognosen, anhaltende Verluste im Güterverkehr und Unterfinanzierung der Infrastruktur. Wie können spürbare Verbesserungen für die Kunden erreicht werden? Sind grundlegende Struktur­reformen nötig?
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Richard Lutz*


		25 Jahre nach der Bahn­reform und Gründung der DB AG besteht ein starker und nachhaltiger Trend zur Schiene – Umfassende Investitionen in Infrastruktur, Fahrzeuge und Mitarbeiter stehen auf der Agenda

			
			Gestartet ist die Deutsche Bahn AG 1994 als Zusammenschluss zweier hoch defizitärer Staatsbahnen. Sie hat sich in den vergangenen 25 Jahren rasant gewandelt. Die DB bewegt heute Menschen und Güter in mehr als 130 Ländern und beschäftigt über 310000Mitarbeiter. 

			Die Schiene insgesamt erlebt eine Renaissance. Die Weichenstellungen der Bahnreform von 1994 waren richtig und zahlen sich aus. Seit 1994 ist die Verkehrsleistung auf der Schiene im Personenverkehr und im Güterverkehr signifikant gestiegen. Auch der Rückgang des Anteils im Modal Split der Jahrzehnte vor der Bahnreform konnte gestoppt werden. 

			Das Wachstum auf der Schiene führt das System jedoch derzeit an Kapazitätsgrenzen, bei Infrastruktur, Fahrzeugen und Personal. Aus den Engpässen entstehen zunehmend Belastungen für die Betriebsqualität und die Kunden. 

			Die »Agenda für eine bessere Bahn« beschreibt den unternehmerischen Weg, die DB fit für Zukunft, Wachstum und Beschäftigung zu machen. Dieser Weg wird länger dauern als gedacht. Wir werden deutlich mehr investieren als bislang geplant: In Kapazität und Verfügbarkeit, Kunden und Qualität sowie Digitalisierung und Innovationen. Neben dem Aufbau von Ressourcen geht es ferner um bessere Prozesse und Führung.

			Die Stärkung der Schiene ist gleichzeitig eine Gemeinschaftsaufgabe des gesamten Sektors und der Politik. Im Koalitionsvertrag sind dazu starke Vorhaben verankert. Diese erörtert der Bund umfassend mit allen Akteuren im Zukunftsbündnis Schiene. Die laufenden und künftigen Maßnahmen zur Stärkung der Schiene sind zugleich ein zentraler Baustein zur Erreichung der anspruchsvollen Klimaziele im Verkehr. Auch deshalb ist der Investitionshochlauf richtig und unverzichtbar. Wir brauchen keinen radikalen Umbau, sondern eine gemeinsame Kraftanstrengung für Kapazität, Wachstum, Kunden und Qualität.

			Die Bahnreform von 1994 mit klaren Zielen und Instrumenten

			Die Basis für die heutige Entwicklung wurde am 1.Januar 1994 mit der Bahnstrukturreform gelegt. Vor der Bahnreform galt das Schienennetz als marode und unvollständig, auch eine Folge der jahrzehntelangen Teilung der Republik. Züge und Technik waren weitgehend überaltert. Die Marktanteile der Schiene im Personen- und Güterverkehr waren seit mehreren Jahrzehnten zurückgegangen. Bundes- und Reichsbahn waren als Behörden organisiert, unternehmerische Entscheidungen waren daher stark eingeschränkt. 1993 fuhren Bundesbahn und Reichsbahn einen Jahresverlust von rund 8 Mrd. Euro ein. Die Verschuldung beider Bahnen insgesamt erreichte 34 Mrd. Euro. Beide Bahnen mussten sich von Jahr zu Jahr höher verschulden, allein um das Personal und den laufenden Eisenbahnbetrieb zu finanzieren. Die Personalkosten lagen 50% höher als der Umsatz. Die Regierungskommission Bahn prognostizierte für ein Szenario ohne Reform massiv steigende Haushaltsbelastungen aus dem Eisenbahnwesen.

			Die Bahnreform verfolgte daher vorrangig zwei Ziele: a) mehr Verkehr auf die Schiene zu bringen und b) den Bundeshaushalt nachhaltig zu entlasten. Zur Erreichung dieser Ziele wurden drei Instrumente geschaffen:

			Erstens: Die DB AG wurde mit der Bahnreformgesetzgebung als Wirtschaftsunternehmen in privatrechtlicher Form gegründet. Auf sie wurden die unternehmerisch zu betreibenden Bereiche der ehemaligen Staatsbahnen, nämlich das Transportgeschäft im Personen- und Güterverkehr, der Betrieb und die Instandhaltung der Infrastruktur sowie weitere mit dem Eisenbahnverkehr verbundene Geschäftstätigkeiten übertragen.

			Zweitens: Die Verantwortung für Aufgaben der Daseinsvorsorge wurde weiter und eindeutig dem Staat zugeordnet. Gemäß Artikel 87e des Grundgesetzes gewährleistet der Bund, dass »dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere bei den Verkehrsbedürfnissen, dem Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangebot auf diesem Schienennetz … Rechnung getragen wird.« Der Bund kommt dieser Verantwortung nach, in dem er Investitionen in die Bundesschienenwege maßgeblich bestimmt und finanziert sowie geeignete verkehrs- und ordnungspolitische Rahmenbedingungen setzt. Hoheitliche Aufgaben, wie die Verantwortung für Sicherheit, die Planfeststellung für Aus- und Neubau sowie die Fahrzeugzulassung, sind dem 1994 geschaffenen Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zugeordnet.

			Die Verantwortung für den Schienenpersonennahverkehr wurde mit dem Regionalisierungsgesetz von 1996 den Bundesländern übertragen. Für die Erfüllung der Aufgabe erhalten die Länder seitdem einen Anteil aus dem Steueraufkommen des Bundes, die sogenannten Regionalisierungsmittel. Mit diesen bestellen die Aufgabenträger der Länder SPNV-Leistungen bei den in diesem Segment tätigen Bahnen.

			Drittens: Das deutsche Schienennetz ist für den Wettbewerb auf der Schiene geöffnet, in Ergänzung zum Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern. Die Öffnung betrifft den Zugang zur Infrastruktur, ins­besondere zu Fahrweg, Bahnhöfen und Energie. Die Bundesnetzagentur (bis 2006 das EBA) wacht als sektorspezifische Regulierungsbehörde darüber, dass der Zugang diskriminierungsfrei erfolgt und in der Infrastruktur keine Überrenditen erwirtschaftet werden. Um den diskriminierungsfreien Zugang für alle Bahnen in Deutschland abzusichern, sind die Infrastruktur- und die Transportbereiche der DB ferner entlang der EU-rechtlichen Vorgaben entflochten. Sie werden in rechnerisch und organisatorisch getrennten Gesellschaften geführt, und die Infrastruktur ist in den wettbewerbsrelevanten Entscheidungen unabhängig (Trassenvergabe und -preissetzung). 

			Der Wettbewerb auf der Schiene ist nach dem Prinzip des offenen Netzzugangs (Open Access) organsiert. Im Schienengüterverkehr (SGV) und Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) haben wir danach einen Wettbewerb auf rein kommerzieller Basis (»eigenwirtschaftlich«). Im SPNV organisieren die Aufgabenträger der Länder den Wettbewerb in Form europaweiter Ausschreibungen um Verkehrsverträge. Letztere beinhalten auch die sogenannten Bestellerentgelte aus Regionalisierungsmitteln. Die öffentliche Kofinanzierung bringt die gesellschaftliche Auffassung zum Ausdruck, dass zu Erfüllung der Daseinsvorsorge mehr SPNV benötigt wird, als sich rein kommerziell ergeben würde. 

			Die betreffenden Gesellschaften der DB müssen sich im Markt gegen zahlreiche andere Bahnen und die intermodale Konkurrenz behaupten. Der mit der Bahnreform geschaffene Marktrahmen ist somit ein konsistentes Konstrukt: Alle Eisenbahnen werden als Wirtschaftsunternehmen »gewinnorientiert« geführt und stehen im Wettbewerb untereinander sowie mit anderen Verkehrsträgern. Dies gilt auch für die Gesellschaften unter dem Dach der DB. Würden diese nach anderen Regeln geführt, gäbe es keinen fairen Wettbewerb. So muss auch der Bund als Eigentümer der DB bei bestimmten Maßnahmen in der europäischen Beihilfeprüfung darlegen, dass diese einem »private investor test« standhalten. 

			Über seine Eigentümerrolle stellt der Bund zugleich sicher, dass die DB aus seiner Sicht richtige Grundsatzentscheidungen trifft und die Führung im Einklang mit seinen Zielen steht. So kann er z.B. erwirken, dass die DB dauerhaft einen starken Fokus auf das Kerngeschäft »Eisenbahn in Deutschland« legt und langfristigen Erfolg höher gewichtet als kurz­fristige Ergebnisse. 

			Positive Bilanz nach 25 Jahren Bahnreform und DB AG

			Die Instrumente der Bahnreform haben sich funk­tionstüchtig und wirkungsvoll erweisen. Die deutsche Bahnreform hat ihre zentralen Ziele erreicht: Sie hat mehr Verkehr auf die Schiene gebracht und die Belastung des Bundeshaushalts begrenzt.

			Im Einzelnen: Das verkehrspolitische Ziel der Bahnreform, mehr Verkehr auf die Schiene zu bringen, wurde erreicht. Die Verkehrsleistung (in Per­sonenkilometern bzw. Tonnenkilometern) auf den Bundesschienenwegen ist von 1994 bis 2017 um mehr als 40% im Personenverkehr und um mehr als 80% im Güterverkehr gestiegen (vgl. Abb. 1). Die Schiene konnte damit ihre Position in einem stark wachsenden Markt behaupten und leicht ausbauen. Im Personenverkehr ist der Marktanteil Schiene seit 1994 von 6,7% auf 8,4% (2017) gestiegen (bezogen auf die Verkehrsleistung). Im Güterverkehr stieg der Marktanteil im gleichen Zeitraum von 16,8% auf 18,6%.



   			 Abb. 1
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			Auch das haushaltspolitische Ziel wurde erreicht. Der Steuerzahler wurde durch die Bahnreform deutlich entlastet. Die Prognosen der Regierungskommission Bahn, sowohl für das Szenario ohne als auch für das Szenario mit Bahnreform, wurden unterschritten. Seit 1994 sind die Aufwendungen des Bundes für das Eisenbahnwesen inflationsbereinigt um 31% zurückgegangen. Dennoch wurde wesentlich mehr investiert als vor der Bahnreform. Es erfolgte eine Verlagerung von konsumtiven Ausgaben zu einem höheren Anteil investiver Ausgaben.

			Die Instrumente waren somit richtig gesetzt und effektiv. Der Wettbewerb auf der Schiene funktioniert und hat maßgeblich dazu beigetragen, mehr Verkehr auf die Schiene zu holen. Der Anteil der Wettbe­werber an den Trassenkilometern auf den Bundesschienenwegen lag 2017 bei rund einem Drittel und steigt von Jahr zu Jahr. Im Schienengüterverkehr erbringen die Wettbewerbsbahnen inzwischen etwa die Hälfte der Verkehrsleistung. Der Anteil der Wettbewerbsbahnen an den bestellten Zugleistungen im Regionalverkehr liegt bei rund einem Drittel. 

			Die DB ist heute ein leistungsfähiges Unternehmen. Seit 1994 konnte die DB Um­satz und Ergebnis deutlich steigern. Im Personenverkehr setzt die DB neben Schienen- und Busverkehren auf die intelligente Vernetzung der Verkehrsmittel sowie auf Mobilitätslösungen von Tür zu Tür. Im Güterverkehr ist DB Cargo als größte Güterbahn Europas in 17Ländern aktiv. Neben Personen- und Güterverkehr gehört zum Systemverbund Bahn in Deutschland auch eine umfangreiche Infrastruktur. Die DB betreibt das mit rund 33000Kilometern längste Schienennetz Europas, das über 400Bahnen nutzen. 

			Aktuelle Herausforderung: Mehr Kapazität für Qualität und gesundes Wachstum

			Der positive verkehrliche Trend für die Schiene hat jedoch Nebenwirkungen. Das System stößt in Teilen an Kapazitätsgrenzen, in Bezug auf Infrastruktur, Fahrzeuge und Personal. Unsere Kennzahlen zu Qualität und Pünktlichkeit zeigen, dass die DB derzeit die Er­­wartungen vieler Kunden und die eigenen Ziele oft nicht angemessen erfüllt. Deshalb liegt der unternehmerische Fokus zuvorderst auf Kunde und Qualität. Nur über hohe Produktqualität und zu­­friedene Kunden werden die Bahnen dauerhaft erfolgreich sein. 

			Um das Verkehrs­aufkommen von heute und morgen zu bewäl­tigen, brauchen wir mehr Kapazitäten. So hat die Entwicklung des Schienennetzes mit dem Wachstum nicht ausreichend Schritt gehalten: Es wird voll auf den Schienen – an manchen Stellen zu voll. Engpässe, vor allem in hochbelasteten Korridoren und Knoten, bremsen das Wachstum und belasten die Qualität. Von 1994 bis 2017 hat die Betriebsleistung (Trassen­kilometer) auf dem deutschen Schienennetz signifikant zugenommen (+23%). Die Nutzungsintensität (Trassenkilometer/Tag je Gleiskilometer) stieg sogar um rund 50% (vgl. Abb. 2). Auch bei Fahrzeugen, Werkstätten, Wagenmaterial und Personal müssen Kapazitäten aufgebaut werden, um konsequent Wachstums­chancen erschließen zu können. 



   			 Abb. 2
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			In vielen Teilen des Verkehrsmarkts werden aktuell trotz Wachstums geringe Margen verdient, so etwa im Straßen- und Schienengüterverkehr. Dennoch sehen Experten insbesondere für klimafreundlichen Verkehr sehr gute Perspektiven. Um diese auch einzulösen, müssen wir am Markt überzeugen und benötigen gute Rahmenbedingungen. An beidem arbeiten wir, unternehmerisch sowie mit Politik und Branchenpartnern.

			Unser Ansatz: Agenda für eine bessere Bahn

			Die »Agenda für eine bessere Bahn« ist die Antwort der DB auf diese Herausforderung und der Weg, um das Unternehmen zukunftsfähig und nachhaltig erfolgreich aufzustellen. Der Konzernvorstand der DB hat die Agenda im November dem Aufsichtsrat vorgestellt. Mit erheblichen Investitionen und zusätzlichen Aufwendungen für eine leistungs­fähige und modernere Infrastruktur, mehr und bessere Fahrzeuge sowie zusätzliches Personal legt die DB die Basis für die dringlichen Verbesserungen bei Qualität, Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit. Im Einzelnen:

			
					Zusätzliches Personal und verstärkter Ausbau der Qualifizierung. Schon 2018 haben wir mehr als 24000neue Kolleginnen und Kollegen bei der DB begrüßen dürfen. 2019 planen wir mehr als 22000Neueinstellungen, vor allem in qualitäts­relevanten Funktionen, wie Lokführer, Fahr­dienstleister und Instandhalter.

					Verbesserung des Erscheinungsbilds und der Ba­sisqualität an den Personenbahnhöfen. Die At­­traktivität wird u.a. gesteigert durch Zu­­satzaufwand für Sauberkeit und Sicherheit, Grundinstandsetzung von Empfangsgebäuden, Zusatzmaßnahmen an S-Bahnhöfen und Maßnahmen zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität.

					Verlässlichere Informationen und höherer Komfort. Gestärkt werden die Korrektheit der Kundeninformationen bei Gleiswechsel und Wa­­genreihung, konsistente Echtzeitinformation in den Anzeigen sowie kartenbasierte Kundenin­formation an vielen Bahnhöfen. Ferner werden wir den DB Navigator mit den Verbünden attraktiver machen und funktional verbessern.

					Ausbau der Vorreiterrolle im Klimaschutz, durch Stärkung des Anteils Erneuerbarer Energien im Bahnstrom. Schon im letzten Jahr haben wir den Anteil von 44% (2017) auf 57% (2018) ausgebaut. Für die nächsten Jahre planen wir einen schrittweisen Anstieg auf 67% (2023) und 80% (2030).  Der seit 1. Januar 2018 mit 100% Ökostrom fahrende Fernverkehr ist Beweis für die Ernst­haftigkeit dieses Vorhabens. Seit diesem Jahr werden ferner die 15 meist frequentierten Bahnhöfe in Deutschland mit Ökostrom versorgt.

					Modernisierung der kompletten Fernverkehrsflotte mit neuen Fahrzeugen. Bis 2023 werden wir 114 neue ICE 4, 29 neue IC 2 und 17EC-Nachfolger beschaffen sowie etliche Fahrzeuge aus dem Bestand einem Re-Design unterziehen.

					Vergrößerung des Angebots auf beliebten Strecken im Fernverkehr als Einstieg in den Deutschland-Takt. Schon mit dem aktuellen und kommenden Fahrplanwechsel binden wir einzelne Regionen besser an. Unter anderem von Stuttgart nach Nordrhein-Westfalen gibt es einen konsequenten Zweistundentakt. Weitere Verbesserungen werden folgen.

					Steigerung der Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit im Fernverkehr durch zusätzliche Kapazität, effektives Kapazitätsmanagement und Verbesserungen in den betrieblichen Prozessen. Bereits 2019 wollen wir die Pünktlichkeit von 74,9% auf 76,5% steigern. Für die Folgejahre haben wir uns weitere merkliche Steigerungen vorgenommen – ohne das Verkehrswachstum und Baugeschehen zu dämpfen.

					Verbesserung der Qualität und damit wirtschaftliche Stabilität bei DB Regio. Hierfür verbessern wir das Management bei Inbetriebnahme neuer Fahrzeuge, reduzieren die Störanfälligkeit und den Zustand der Fahrzeuge, steigern die Robustheit des Fahrplanangebots durch neue IT und legen in den Regionen übergreifende Sonder­programme auf. 

					Stabilisierung und Ausrichtung auf mehr Verkehr bei DB Cargo. Maßnahmen beinhalten u.a. den verstärkten Einsatz von Personal in kritischen Bereichen, konsequente Investitionen in unsere Wagen- und Lokflotten, die Verfolgung von Vertriebspotenzialen in Deutschland sowie Europa 	und die Digitalisierung 	bei Fahrzeugen sowie 	Rangieranlagen. Allein 	2019 beschaffen wir 	20Multisystem-Loks und 	270Wagen, weitere 	Wagen werden wir anmie	ten. Bis Ende 2019 werden 	38000Wagen und 	2150Loks mit Telema	tik und Sensoren ausge	rüstet sein. 

			

			Nach vielen Jahren der »Optimierung« geht es heute im Kern um mehr Kapazitäten und mehr Ressourcen für die Eisenbahn. Unter dem Strich sollen für die genannten Themen aus eigenen Mitteln bis 2023 knapp 5 Mrd. EUR zusätzlich aufgebracht werden. Auch zur Straffung der Entscheidungswege und Prozesse innerhalb der DB enthält die Agenda konkrete Vorschläge. Die Umsetzung und unternehmerische Finanzierung wird im Frühjahr mit dem Eigentümer und dem Aufsichtsrat vertieft. 

			Gemeinsamer Antritt: Zukunftsbündnis Schiene

			Die Stärkung der Eisenbahn in Deutschland ist – neben den rein unternehmerischen Handlungsfeldern – eine Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern und Branchenpartnern. Viele der bereits genannten Verbesserungen können die Bahnen nur in enger Zusammenarbeit mit den Aufgabenträgern im SPNV realisieren. Dies gilt etwa für Fahrpläne, Fahrzeuge, Instand­haltung und Personalausstattung im SPNV. Auch in den Bereichen Reisendeninformation, WLAN und Attraktivität der Bahnhöfe sind die Aufgabenträger entscheidende Treiber.

			Auf Bundesebene ist im aktuellen Koalitionsvertrag ein umfassendes Maßnahmenbündel für die Schiene in Deutschland hinterlegt. Bereits in den letzten Jahren hat der Bund wichtige Weichen für die Schiene gestellt, etwa mit der Erhöhung der Regionalisierungsmittel zugunsten der Länder, der Stärkung des Bestandserhalts der Bundesschienenwege und der Schärfung der Eisenbahnregulierung durch die Bundesnetzagentur. Mit einem Schienenpakt von Wirtschaft und Politik soll nun die Anzahl der Fahrgäste verdoppelt und deutlich mehr Güter auf die Schiene geholt werden. 

			Hierzu hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) alle Partner an einen Tisch geholt und ein Zukunftsbündnis Schiene ein­gerichtet. In sechs Arbeitsgruppen werden die zentralen Themen unter Leitung des BMVI mit allen Branchenpartnern sondiert und vorangetrieben:

			
					Deutschland-Takt einführen. Hier geht es um den langfristigen Zielfahrplan als Grundlage einer fahrplanbasierten Infrastrukturentwicklung und für ein größeres sowie stärker vertaktetes Angebot aller Verkehrsarten. Der Fahrplan und die Umsetzungsstufen werden mit gutachterlicher Expertise und im Dialog erarbeitet.

					Kapazitäten ausbauen. Gegenstände sind die Beschleunigung von Neu- und Ausbaumaßnahmen zur Engpassauflösung, kleine und mittlere Maßnahmen für ein robustes Netz, kapazitätsschonendes Bauen und langfristige Kapazitätssteigerung durch Digitalisierung der Infrastruktur (»Digitale Schiene Deutschland«). Letzteres umfasst den Flächenrollout digitaler Stellwerke und der europäischen Leit- und Sicherungstechnik ETCS.

					Wettbewerbsfähigkeit der Schiene stärken. Die Gruppe befasst sich – neben den schon genannten Themen – mit dem steuer- und ordnungs­politischen Rahmen für den intermodalen Wettbewerb, der Kooperation in der Branche sowie der Evaluierung des Regulierungsrahmens.

					Lärmemissionen senken. Aktuell geht es um die Halbierung des Schienenlärms bis 2020, das Hinwirken auf das Verbot lauter Güterwagen auch auf EU-Ebene und die Weiterentwicklung des lärmabhängigen Trassenpreissystems. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Förderung von innovativen Technologien. Ziel ist eine integrierte Strategie zur Lärmminderung bei Fahrzeugen und Infrastruktur.

					Innovationen fördern. Im Mittelpunkt steht hier die Begleitung eines eigenständigen Forschungsprogramms für die Schiene. Das BMVI erarbeitet dieses derzeit mit dem EBA und bezieht die Branche in die Schwerpunktsetzung ein. 

					Fachkräftebedarf des Schienensektors decken. Das Image der gesamten Branche, die Attraktivität und Sicherheit der Arbeitsplätze, die Bezahlung und insgesamt die betrieblichen Rahmenbe­dingungen entscheiden über den langfristigen Erfolg des Sektors im branchenübergreifende Wettbewerb um Nachwuchs- und Fachkräfte. Die Gruppe erarbeitet daher Vorschläge für gemeinsame Initiativen des Sektors und Optionen des Bundes zur Gewinnung von Nachwuchs- und Fachkräften.

			

			Parallel zu diesen Gruppen wird der schon in der letzten Legislaturperiode gestartete Dialog- und Um­­setzungsprozess zum Masterplan Schienengüterverkehr fortgesetzt. Die DB bringt sich in alle Gruppen intensiv ein. Am Ende des Prozesses soll 2020 ein Masterplan Schiene verabschiedet werden. Relevante Impulse des Koalitionsvertrags – etwa in Bezug auf den Investitionshochlauf für die Infrastruktur – werden durch den Bund jedoch bereits vorher mit breiter Unterstützung der Branche in die Umsetzung gebracht.

			Unternehmerische Maßnahmen und Ziele, Branchenkonsens sowie politische Vorhaben sind somit eng verzahnt und auf den Erfolg beim Kunden sowie die Versorgung von Wirtschaft und Bevölkerung ausgerichtet. »Radikale Umbauten« würden diesen Prozess und Fokus aufbrechen. Für die Erreichung der gesellschaftlichen sowie klima- und verkehrspolitischen Ziele ist eine enge Zusammenarbeit – unter Wahrung der wettbewerbsrechtlichen Maßgaben – unerlässlich. 

			Fazit: Investitionen und Zusammenarbeit für eine starke Zukunft

			Auf der »Agenda für eine bessere Bahn« der DB stehen hohe Investitionen in Infrastruktur, Fahrzeuge und Arbeitgeberattraktivität. Ferner müssen wir in der Branche – im Unternehmen und übergreifend – noch besser zusammenarbeiten. Für beides brauchen wir einen klaren und verlässlichen Rahmen. Den haben wir heute. Mit einem »radikalen Umbau« würden wir genau das Gegenteil erreichen: Keine Sicherheit für Investitionen und konfliktreiche Selbstbeschäftigung über mehrere Jahre. Unsere Kunden würden massiv darunter leiden. Die Erreichung der verkehrs- und klimapolitischen Ziele ebenfalls.

			Die Politik hat bereits wichtige Entscheidungen für ein nachhaltiges Wachstum auf der Schiene geschaffen. Im Rahmen des Zukunftsbündnisses Schiene arbeiten das BMVI und die Branche mit Nachdruck daran, die Voraussetzungen für einen höheren Marktanteil der Schiene im Verkehrsmarkt weiter zu verbessern. 

			Die Schiene hat alle Chancen, der Verkehrsträger der Zukunft zu werden: Zuverlässig, komfortabel, digital und umweltschonend. Auf dem Weg dorthin sind die Rahmenbedingungen für die Schiene so gut wie noch nie. Die Nachfrage der Kunden steigt stetig; die DB und der gesamte Sektor erfahren mehr denn je Rückenwind aus Politik und Gesellschaft. Nicht zuletzt, weil die Schiene ein Schlüssel für die Klima- und Verkehrswende ist. Der Sektor hat digitale und innovative Produkte, die einen Umstieg von noch mehr Menschen und Gütern auf die Schiene möglich machen, sowie motiviertes und gut qualifiziertes Personal. Die Eisenbahn wird Teil dieser positiven Zukunft sein und ihren Beitrag zur Mobilität der Menschen, dem Wachstum der Wirtschaft und der Gesundung von Klima und Umwelt leisten.
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			Situation und Perspektiven der DB AG

		
			



			Die Deutsche Bahn ist zuletzt in die öffentliche Kritik geraten. Im September 2018 hatte Bahnchef Lutz in einem »Brandbrief« an die Mitarbeiter über wirtschaftliche Probleme berichtet und die mangelnde Zusammenarbeit zwischen den Einheiten beklagt. Im Dezember führte die weiter fallende Pünktlichkeit zu großer politischer und medialer Aufmerksamkeit. In der Folge wurden neben der Pünktlichkeit auch die stetig reduzierten Gewinnprognosen, die anhaltenden Verluste im Güterverkehr, die Unterfinanzierung der Infrastruktur und Managementprobleme thematisiert. Zugleich hat die Bundesregierung angekündigt, den Schienenverkehr bis 2030 verdoppeln zu wollen. 

			Der Bund hat im Bahnsektor drei unterschiedliche Rollen: Als Gesetzgeber reguliert er den Sektor und entscheidet damit über die Marktordnung. Gemäß Art. 87 GG trägt der Bund die Verantwortung für die Eisenbahninfrastruktur. Hierfür stellt er der DB Mittel für den Ausbau der Bahninfrastruktur zur Verfügung, die Rechte und Pflichten werden vertraglich geregelt. Schließlich ist er Eigentümer des Unternehmens DB AG. In jeder der Rollen ergeben sich Herausforderungen:

			Als Gesetzgeber regelt der Bund die Marktordnung. Die Eckpunkte dieser Ordnung sind seit der Bahnreform von 1994 nicht mehr verändert worden. Es besteht ein freier und diskriminierungsfreier Zugang zur Netzinfrastruktur, die Transportgesellschaften der DB AG müssen sich dem Wettbewerb durch Dritte stellen. Zur Durchführung des Regionalverkehrs stellt der Bund den Ländern Mittel zur Ver­fügung, mit denen diese Leistungen ausschreiben und finanzieren können. Im Regionalverkehr haben dritte Betreiber inzwischen einen Marktanteil von ca. 30%, im Güterverkehr beträgt der Anteil der Wettbewerber fast 50%. Lediglich im Fernverkehr hat sich bislang praktisch kein Wettbewerb entwickelt. Daneben ist zu erwähnen, dass eine Fülle von kleineren Änderungen in unterschiedlichen Regelwerken (z.B. Verbraucherschutz, Arbeitssicherheit, technische Aufsicht, Planungsrecht, Sicherheitsrecht) in den letzten Jahren die relative Wettbewerbsposition der Eisenbahn verschlechtert haben. 

			Die Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur ist im Bundesschienenwegeausbaugesetz geregelt. Die Praxis hat sich jedoch in den letzten Jahren etwas abweichend entwickelt. In der Bahnreform von 1994 war vorgesehen, dass der Bund ergänzende Mittel für Neubauvorhaben bereitstellt, sofern sich diese betriebswirtschaftlich nicht für die DB AG rechnen. Ersatzinvestitionen (z.B. Gleiserneuerungen oder Ersatz von Oberleitungen) sollten von der DB AG selbst finanziert werden. Hartmut Mehdorn gelang es, den Bund dazu zu bewegen, die Finanzierung des überwiegenden Teils der Ersatzinvestitionen zu übernehmen. Zudem erklärte Mehdorn Investitionen in Neubauprojekte für grundsätzlich unwirtschaftlich, der Bund übernahm die vollständige Finanzierung solcher Projekte. 

			In der 2008 erstmals verabschiedeten »Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung« (LuFV) wurden die Mittel die der Bund für Ersatzinvestitionen bereitstellt, auf 2,5 Mrd. Euro festgeschrieben. Diese Mittel wurden seitens des Bundes nicht zusätzlich zur Verfügung gestellt, sondern aus dem Budget für Neubauvorhaben umgeschichtet. Als Ergebnis dieser Verschiebung halbierten sich die Neubaumittel auf rund 1,5 Mrd. Euro p.a., sie sind seither auf diesem niedrigen Niveau verblieben. Die Mittel für Ersatz­investitionen hingegen wurden mit der LuFV 2 auf über 3,5 Mrd. Euro angehoben. 

			Ursprünglich war vorgesehen, mit der LuFV die Steuerung der Infrastruktur grundsätzlich zu ver­ändern. Normalerweise sind Bundesmittel nach Haushaltsrecht zu bewirtschaften, mit der LuFV sollte abweichend davon ein Vertrag geschaffen werden, bei dem nur noch der Output gemessen wird. Die Bahn wollte sich verpflichten, das Netz in einem de­finiert guten Zustand zu erhalten, bei Verstößen sollten Strafzahlungen fällig werden. Allerdings gelang es der DB AG, die Zielwerte soweit zu verwässern, dass eine Zielverfehlung praktisch unmöglich wurde. Aufgrund von Protesten von Politik und Rechnungshof blieb die haushaltsrechtliche Bewirtschaftung weitgehend erhalten. 

			Die oben erwähnte Reduktion der Neubaumittel hat dazu geführt, dass in den letzten Jahrzehnten kaum neue Strecken gebaut wurden. Dies erweist sich zunehmend als kritisch, da sich die Struktur der Mobilitätsnachfrage in Deutschland verschiebt: Als Ergebnis der Land-Stadt-Wanderung und des zunehmenden Pendlerverkehrs wächst der Personenverkehr vor allem in den Ballungsräumen. Im Güterverkehr gehen die klassischen Massengutverkehre zurück, insbesondere im Montansektor. Produkte werden kleiner und leichter, ein großer Teil der physischen Produkte wird inzwischen in Asien pro­duziert und über die Nordseehäfen nach Deutschland gebracht. Der entsprechende Hinterlandverkehr verläuft überwiegend über die bereits stark belasteten Hauptverkehrsachsen. Seit Jahrzehnten ist die Kapazität dieser Strecken und Knoten kaum erweitert worden. Inzwischen sind die Kapazitätsreserven auf­gebraucht, die Überlastung beeinträchtigt zunehmend die Stabilität des Bahnbetriebes. 

			Der Bund hat sich in seiner Rolle als Eigentümer nach der Bahnreform kaum um das Unternehmen gekümmert. Seit 1994 hat keine Bundesregierung und keine Partei explizit Ziele für die Eisenbahn formuliert, erstmals enthält der aktuelle Koalitionsvertrag Ziele für die DB AG, die allerdings kaum mit Maßnahmen hinterlegt sind. Insbesondere in der Ära Mehdorn hat die Bahn dieses Vakuum genutzt und sich selbst das Ziel gesetzt, als ein globaler Logistikkonzern an die Börse zu gehen. Die Mittel, die bei der DB AG frei wurden, weil der Bund die Ersatzinvesti­tionen übernahm, hat der Konzern genutzt, um ein internationales Geschäft aufzubauen. Dafür wurden seit dem Amtsantritt von Mehdorn rund 10 Mrd. Euro in internationale Speditionen und für Personenverkehr außerhalb Deutschlands investiert. 

			Allerdings ist der so entstandene Konzern finanziell nicht stabil. Die Schulden der DB AG betragen inzwischen fast 20 Mrd. Euro. Damit gilt die »Schuldentragfähigkeit« als nahezu ausgereizt, der Haushaltsausschuss hat – nicht juristisch, aber politisch relevant – die Einhaltung einer Schuldengrenze von 20,4 Mrd. Euro angemahnt .1 Seit Jahren erwirtschaftet die DB AG ein EBIT von 1,5 bis 2 Mrd. Euro, der von der DB AG seit Jahren in ihren Mittelfristpla­nungen prognostizierte Anstieg auf rund 4 Mrd. Euro ist nicht eingetroffen.2 Nach Zinsen und Steuern verblieb in den letzten fünf Jahren durchschnittlich ein Nettogewinn von knapp 0,5 Mrd. Euro. Daraus kann die DB AG die vereinbarten Dividendenzahlungen an den Bund nicht leisten3, erst recht fehlen Mittel für zusätzliche Investitionen. Allein für die neue Fernverkehrsflotte und den DB-Anteil an dem Projekt Stuttgart 21 müssen in den kommenden Jahren rund 10Mrd. Euro aufgebracht werden, die nicht aus dem laufenden Geschäft finanziert werden können. Es ist nicht erkennbar, wie die Gewinne nachhaltig gesteigert werden können. In den letzten Jahren war DB Regio die wichtigste Gewinnquelle des Konzerns. Inzwischen vergeben die Länder die Leistungen im Wettbewerb. DB Regio verliert einen Teil dieser Vergaben, aber auch im Erfolgsfall schrumpfen die Margen deutlich, deshalb fällt der Gewinn. Die Infrastrukturgesellschaften (DB Netz, Bahnhöfe und DB Energie) steuern rund ein Drittel des EBIT bei. Eigentlich war im Rahmen der LuFV2 zwischen Bund und DB AG vereinbart, dass sämtliche Gewinne der Infrastruktur an den Bund ausgeschüttet und vom Bund zusätzlich als Investmittel bereitgestellt werden sollten. Aufgrund der angespannten Lage der DB AG ist diese Vereinbarung stillschweigend aufgehoben. Der Fernverkehr ist derzeit profitabel, muss aber künftig deutlich mehr Abschreibungen finanzieren. Die bahn­fernen Auslandssparten Schenker Logistik und Arriva erwirtschaften die Hälfte des Konzernumsatzes und ein Viertel des Gewinnes, sie sind aber, anders als behauptet, keineswegs die »Geldmaschinen« des Konzerns.4 Gewinnsprünge sind nicht zu erwarten. DB Cargo ist seit Jahren in den roten Zahlen, die Sanierungsmaßnahmen greifen bislang nicht. 
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			In der aktuellen Krise richtet sich der Blick auf Strukturen und Management der DB AG. So be­­mängelt Bahnchef Lutz die fehlende Zusammenarbeit der Konzerngesellschaften, Staatssekretär Ferlemann beklagt, die Weisungen der Vorstände würden auf den nachfolgenden Ebenen nicht umgesetzt. Ein langjähriger Aufsichtsrat bezeichnet die Bahn als »Katastrophenveranstaltung«. Es ist befremdlich, dass die Führungsebenen bemüht sind, die Schuld an den Problemen auf die nachfolgenden Managementebenen zu schieben. Konflikte zwischen Bereichen und Funktionen sind in allen großen Unternehmen üblich. Es ist eine der zentralen Aufgaben eines Vorstandes, Regeln zur Konfliktbehandlung zu entwickeln und die Lösung eskalierender Probleme selbst zu moderieren. 

			Die fehlende Ausrichtung des Konzerns spiegelt sich in der Besetzung des Aufsichtsrats wider, bei der keine klare Linie erkennbar wird. Aktuell sind die letzten Wirtschaftsvertreter der Mehdorn-Ära, die zur Unterstützung der Börsengangpläne berufen worden waren, durch Politiker ersetzt. Dem Vernehmen nach entscheiden dabei die Fraktionsvorsitzenden über die Besetzung. Im Ergebnis hat die DB AG heute einen Aufsichtsrat, der sich weitgehend weder durch besondere Branchenkenntnis noch durch Erfahrung in der Führung von Großunternehmen auszeichnet. Entsprechend gelingt es dem Aufsichtsrat auch nicht, den Vorstand des Konzerns und der großen Toch­terfirmen stabil und kompetent zu besetzen, allein bei DB Cargo wurden in den vergangenen vier Jahren elf Vorstände ausgetauscht. 

			Perspektiven

			Das Unternehmen DB AG muss kurzfristig finanziell stabilisiert werden. In Frage kommt hierbei der Verkauf von Arriva, eventuell auch von Schenker. Damit könnten die anstehenden Investitionen im Konzern finanziert werden und Schulden abgetragen werden. Es würde auch dem Vorstand ermöglichen, sich auf seine Kernaufgaben bei der Sanierung der Eisenbahn zu konzentrieren. Der Verkauf ist jedoch politisch umstritten, als Alternativen werden eine erhöhte Schuldenaufnahme oder eine deutliche Kapital­erhöhung diskutiert. 

			Kurzfristige Potenziale bestehen bei der Verbesserung der Managementprozesse. Die Linienfunk­tionen sollten gestärkt werden, klare Verantwortlichkeiten festgelegt werden und die Koordinationsmechanismen zwischen den Funktionen vereinfacht werden. 

			Darüber hinaus sollte die Governance des Unternehmens verbessert werden. Die Politik sollte klare Ziele für das Unternehmen DB AG formulieren und auch das Management entsprechend incentivieren. In diesem Zusammenhang ist die Frage zu stellen, ob die Rechtsform der AG für den Konzern richtig ist. Die häufigen Interventionen der Politik in das Unter­nehmen hinein sind angesichts der verkehrspolitischen Bedeutung kaum vermeidbar. Allerdings werden damit die Autonomie und Verantwortlichkeit des Aufsichtsrates permanent unterlaufen. 

			Die für das Ziel der Verdoppelung des Verkehrs erforderlichen Infrastrukturinvestitionen kann die DB AG nicht aufbringen, diese Mittel können nur vom Bund kommen. Die Projekte des vordringlichen Bedarfes im BVWP und das angekündigte Digita­lisierungsprogramm erfordern bis 2030 Investitionen von ca. 80 Mrd. Euro. Auf Basis der heutigen Haushaltslinie sind davon nur ca. 20 Mrd. Euro finanziert. Ohne eine deutlich verbesserte Finanzierung wird der Schienenverkehr nicht erheblich wachsen können. 

			In diesem Zusammenhang muss der Bund auch das Thema der Planungskapazitäten der Bahn angehen. Derzeit könnte die Bahn zusätzliche Mittel kaum ausgeben, da sich die Kapazität an den geringen Bedarf der vergangenen Jahre angepasst hat. Einerseits sollte der Bund kritisch prüfen, ob die permanente Verschärfung der Regelwerke für Planungsprozesse zielführend ist oder ob eine Vereinfachung durchsetzbar ist. Zum anderen muss dringend ein Programm zur Ausbildung oder Umschulung von Planungsingenieuren aufgelegt werden.

			Die aktuellen Qualitätsprobleme im Fernverkehr sind nur ein Symptom einer tieferen Krise des Konzerns. Im Bereich der Pünktlichkeit besteht nur begrenztes Potenzial für kurzfristige Verbesserungen. Die Korrektur der Fehlentwicklungen der letzten zwei Jahrzehnte in den Bereichen Finanzierung und Governance wird viele Jahre in Anspruch nehmen – allerdings sollten die Weichenstellungen bald erfolgen. 

			Die Eisenbahn ist ein unverzichtbarer Baustein für die Zielerreichung bei der Senkung der CO2-Emissionen. Die Politik steht derzeit am Scheideweg: Sie muss entscheiden, ob sie die Umsetzung der hehren verkehrspolitischen Zielsetzungen mit entschlos­senen Strukturmaßnahmen und zusätzlichen Mitteln vorantreibt oder ob sie sich wie in den vergangenen Jahrzehnten darauf beschränkt, die Verkehrspolitik aus den Medien herauszuhalten und die Autofahrer nicht zu verärgern. 


Endnoten
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					1	Trotzdem wird die DB AG bereits für 2018 deutlich höhere Schulden ausweisen, da mit der erstmaligen Anwendung des Standards IFRS 16 umfangreiche Leasingverpflichtungen bilanziell zu berücksichtigen sind.

				

				
					2	Die DB AG kommuniziert im öffentlichen Raum i.A. einen »bereinigten EBIT«, der in den letzten Jahren stets deutlich über dem bilanziell ausgewiesenen EBIT lag.

				

				
					3	2014 wurde mit dem Bund vereinbart, dass zusätzlich zu der zwischen Bund und DB AG vereinbarten Dividende von 350 Mio. Euro sämtliche Gewinne der Infrastrukturgesellschaften von ca. 600 Mio. Euro zusätzlich an den Bund ausgeschüttet und für zusätzliche Infrastrukturinvestitionen verfügbar sein sollten. Aufgrund der schlechten Ertragslage hat der Bund seine Dividendenforderung reduziert (2016: 600 Mio. Euro, 2017: 450 Mio. Euro).

				

				
					4	Schenker hat in den Jahren 2013–2017 insgesamt knapp 200 Mio. Euro Gewinn an den Konzern ausgeschüttet, Arriva hat noch nie Gewinne an den Konzern ausgeschüttet.
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			Verlässlich mehr Geld für die Eisenbahn und ein klarer politischer Auftrag sind der Problemlöser Nummer eins

		
			Auf die einfache Frage, ob ein radikaler Umbau nötig ist, um die Krise der Deutschen Bahn zu bewältigen, gibt es keine einfache Antwort. Zum einen wäre es falsch, das Thema allein auf die DB AG zu fokussieren. Der Verkehrsträger Schiene muss insgesamt betrachtet werden. Zum anderen hängt die Frage, ob der Schwerpunkt des unternehmerischen Handelns mehr auf der Daseinsvorsorge oder dem Erwirtschaften von Gewinnen liegen soll, maßgeblich von den Rahmenbedingungen und Vorleistungen ab, die der Eigen­tümer setzt.

			So lange die politisch Verantwortlichen keine belastbare Entscheidung treffen, ob das Unternehmen Deutsche Bahn eher dem einen oder eher dem anderen verpflichtet sein soll, lösen auch Strukturveränderungen die augenblicklichen Probleme nicht wirklich. 

			Dass die DB AG heute so schlecht dasteht – mehr noch, dass das gesamte System Schiene leidet – hat in erster Linie der Eigentümer und damit der Bund zu verantworten. Statt in den Erhalt der Infrastruktur zu investieren, wird schon seit Jahren auf Verschleiß gefahren. Züge fahren auf Gleisen, die 175 Jahre alt sind, Brücken, die noch aus der Kaiserzeit stammen, müssten dringend saniert werden – die im Bundeshaushalt bewilligten Ausgaben reichen aber schon lange nicht einmal dafür aus, das Netz und die Bahnhöfe in Ordnung zu halten. 

			25 Jahre nach der Bahnreform ist zumindest klar, dass die damalige Annahme, eine Öffnung des Eisenbahnmarktes für den Wettbewerb und eine Gewinn­orientierung für das bundeseigene Unternehmen würde ausreichen um die Eisenbahn in Deutschland langfristig positiv zu entwickeln, schiefgegangen ist. Unter anderem auch deshalb, weil ein intramo­daler Wettbewerb nicht funktioniert, wenn die Wettbewerbsbedingungen im intermodalem Wettbewerb staatlich ungleich geregelt sind. Die Wettbewerbsverzerrungen in der Regulatorik der Abgaben und Steuer­regelung zwischen den Verkehrsträger,gebeneiner auf Daseinsfürsorge orientierten Unternehmensstruktur, diedann auch noch Gewinn abführen soll, keine Chance.

			Auf rund 57 Mrd. Euro beläuft sich der Investi­tionsrückstau derzeit; Geld, das in den vergangenen Jahren hätte ausgegeben werden müssen, nur um die Infrastruktur und Bahnhöfe in Stand zu halten. Diese Überalterung führt zu ständig steigenden Kosten für die laufende Instandhaltung. Lagen diese zu Beginn der Bahnreform noch bei unter 1 Mrd. Euro im Jahr, betragen sie heute schon rund 2 Mrd. Euro. Zudem haben die damit verbundenen Bautätigkeiten, insbesondere die ungeplanten Sofortmaßnahmen, die immer öfter notwendig werden, zunehmend nega­tiven Einfluss auf Pünktlichkeit und Qualität.

			Um die dringend notwendige Trendwende zu erreichen und die im Koalitionsvertrag vereinbarte Verkehrsverlagerung auf die Schiene möglich zu machen, müssten im Bundeshaushalt jährlich durchschnittlich 10 Mrd. Euro als zusätzlicher Finanzierungsbedarf vorgesehen werden. Auf den nächsten Haushaltsentwurf des Finanzministers kann man insofern gespannt sein. 

			Was aber macht die Politik? Redet die Deutsche Bahn schlecht und stellt Forderungen, die im vor­gegebenen Zeitrahmen nicht umsetzbar sind. Und das offensichtlich nur, um von eigenen Versäumnissen abzulenken. Viel wichtiger wäre es, dass die Bundesregierung endlich deutlich macht, welche Leistungen sie – aus ökologischer und verkehrspolitscher Sicht – nicht nur von der DB AG allein, sondern vom System Schiene insgesamt erwartet – und was sie dafür in den nächsten Jahren verlässlich zu zahlen bereit ist. Es reicht nicht aus, im Koalitionsvertrag eine Ver­doppelung der Passagierzahlen und der Fracht auf der Schiene festzuschreiben, die dafür notwendigen Mittel dann aber nicht bereitzustellen. 

			Ein radikaler Umbau wäre insofern hinsichtlich der Finanzierung der Schieneninfrastruktur nötig. Da steht als nächstes die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV II) auf der Agenda. Mit der derzeitigen LuFV II (2015 bis 2019) sollte eigentlich der »Turn­around« geschafft und für die nächsten Jahrzehnte eine wieder leistungsfähige Infrastruktur realisiert werden. Dieses Ziel wurde jedoch verfehlt.

			Gleichwohl hat sich die LuFV II im Grundsatz aber bewährt. Dieses Instrument muss jedoch weiter­entwickelt werden. Denn bisher ist es weder gelungen, den Investitionsrückstand aufzuholen, noch sind die notwendigen Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen auskömmlich, also unter Einbeziehung von Baupreissteigerungen, finanziert. Dies ist bei den augenblicklichen Verhandlungen zur LuFV III (2020 bis 2024) zu berücksichtigen. 

			Zudem müssen Sonderprogramme des Bundes für die Infrastruktur unabhängig von der LuFV finanziert werden. Dabei geht es um die Erweiterung der Kapazitäten sowie um die strukturelle Weiterentwicklung des Netzes, nicht um Ersatz und Modernisierung. 

			Darüber hinaus müssen die Finanzierungskreisläufe transparent dargestellt werden: Im Rahmen der LuFV II erhalten die Infrastrukturunternehmen der DB AG Zahlungen aus dem Bundeshaushalt. Diese werden zu einem erheblichen Teil durch Dividenden der DB AG (Bereiche Verkehr und Infrastruktur) gegenfinanziert. Der Nettobeitrag des Bundes fällt damit deutlich geringer aus, als er im Haushaltsplan ausgewiesen ist. Zudem wurden Einnahmen aus dem Verkehrsmarkt und Steigerungen bei den Trassenpreisen angenommen, die nicht realisiert werden konnten. Gleichzeitig hat der Bund Dividendenzah­lungen verlangt, obwohl die Mittel für die Entwicklung der Schiene erforderlich gewesen wären. 

			Der derzeitige Finanzierungsmodus ist nicht verlässlich genug, um den Eisenbahn-Infrastruktur­unternehmen (EIU) und der Bauwirtschaft den Aufbau der notwendigen (Bau-)Kapazitäten zu ermöglichen. Genau das ist aber erforderlich, wenn sich der Per­sonenverkehr auf der Schiene bis 2030 verdoppeln  und der Schienengüterverkehr im gleichen Zeitraum deutlich ansteigen soll. Deshalb gilt es, die »Finanzierungslücke Schiene« endlich zu schließen.

			Neben dem Substanzerhalt und der Moderni­sierung des vorhandenen Netzes müssen die begonnenen Neubau-, Ausbau- und Elektrifizierungs­projekte sowie die 29 Projekte des Vordringlichen Bedarfs im Bundesverkehrswegeplan zügig verwirklicht werden. Daneben ist eine Reihe von Zusatzmaßnahmen und Sonderprogrammen notwendig, um die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers Schiene zu stärken. Und das ist aus klima-, verkehrs-, wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen dringend erforderlich. 

			Bleibt die Frage: ist darüber hinaus ein radikaler Umbau der DB AG nötig? Für uns als EVG ist klar: In ihrer heutigen Form ist die Deutsche Bahn nicht überlebensfähig. Die Strukturen müssen flacher und schlanker werden, die Zentralisierung muss aufhören. Es gibt zu viele Hierarchien und einen viel zu großen Wasserkopf. Ein nicht zu unterschätzendes Problem ist auch das weit verbreitete Spartendenken. Jeder sieht nur seinen eigenen Bereich. Immer wieder wird deshalb mehr gegeneinander als miteinander gearbeitet. Schwierig ist zudem, dass im Konzern­vorstand niemand direkte operative Verant­wortung für sein Geschäftsfeld hat und somit so gut wie gar nicht gestalten kann. 

			Was wir brauchen, ist eine offene und ehrliche Bilanz über das, was in den zurückliegenden 25 Jahren, seit der Bahnreform, alles falsch gelaufen ist. Dabei müssen alle bereit sein, Fehler einzugestehen. Nur dann ist die Wende zum Besseren zu schaffen. 

			Insofern ist es an der Zeit, Mobilität neu zu denken – und die Frage zu stellen, welche Eisenbahn wir für die Zukunft eigentlich wollen? Wir brauchen Visionen. Pläne für eine Eisenbahn, die uns die Mobilität der Zukunft sichert. Das Potenzial dazu ist vorhanden. Deshalb müssen wir das Unmögliche denken und unsere Verkehrspolitik nicht an unseren heu­tigen Maßstäben ausrichten, sondern vornehmlich für die nächste Generation gestalten. Bei der genießt das Auto nicht mehr oberste Priorität.

			Wir brauchen einen öffentlichen Nahverkehr, der Lust macht, ihn zu nutzen. Wir brauchen den politischen Willen, in jedem neuen größeren Wohngebiet für einen S-Bahn-Anschluss zu sorgen und in jedem Gewerbegebiet für einen Gleisanschluss der Güterbahn. Wir müssen die Bahnhöfe aufwerten und die Mobilität außerhalb der Ballungszentren fördern. Wir brauchen eine Eisenbahn, die den Schwerverkehr von der Straße auf die Schiene holt und eine Infrastruktur, die Verlässlichkeit garantiert und nicht Verspätungen potenziert. Kurzum: Wir brauchen eine Eisenbahn mit Angeboten, die Lust darauf machen, auf die Fahrt mit dem Auto zu verzichten, selbst wenn uns das später mal selbstfahrend durch den Berufs­verkehr lotsen sollte.

			Dazu gehört ein erhebliches Maß an politischem Gestaltungswillen sowie der Mut zu Veränderungen – gegen alle sich abzeichnenden Widerstände. Wir dürfen nicht weiter auf das freie Spiel der Kräfte setzen. Wir brauchen verkehrslenkende Maßnahmen, die sich vornehmlich von der Frage nach dem ökologischen Nutzen lenken lassen. Ein »Masterplan Verkehr«, der die dafür notwendigen Rahmenbedingungen beschreibt und aus dem sich ableiten lässt, wann welcher Verkehrsträger auf welchen Strecken sinnvoll zum Einsatz kommt, wäre ein erster richtiger Schritt in diese Richtung. Und eine ehrliche Bilanz, welche Ressourcen die unterschiedlichen Verkehrsträger binden. Dazu gehören Flächenverbrauch und Landschafts­versiegelung ebenso wie Schadstoffausstoß und Gemeinkosten, etwa die für Heilung und Pflege von Unfallopfern im Verkehr.

			Ein solch radikaler Umbau im Denken würde die Frage, ob die DB AG nach mehr Daseinsvorsorge oder Gewinn streben soll, schnell eindeutig beantworten. Und einen wesentlichen Beitrag zur Lösung all der anderen Verkehrsprobleme schaffen, mit denen wir uns herumschlagen. 

			Schnell wird sich dann herausstellen, dass es vor diesem Hintergrund kaum ein besseres Verkehrsmittel als die Eisenbahn geben kann. Mit »grünem Strom« betrieben, ist jede Zugfahrt umweltfreundlich. Für die gleiche Menge an Fahrgästen – oder auch Fracht – braucht die Eisenbahn deutlich weniger Fläche als die Straße, Reisezeit kann im Zug selbstbestimmt genutzt werden und ist damit, anders als im Auto, nicht verloren. Zudem gilt die Bahn als das sicherste Verkehrsmittel überhaupt. Unfälle kommen nur ganz selten vor, im Gegensatz zum Straßenverkehr.

			Für einen solch radikalen Umbau brauchen wir eine Verkehrswende und einen standhaften Verkehrsminister, der sich deren Ziele zu eigen macht. Eine Verkehrswende, die sinnvolle Alternativen zum Auto- und Lkw-Verkehr schafft, um diese deutlich begrenzen zu können.

			Und wir brauchen die Eisenbahnerinnen und Eisenbahner mit all ihren Erfahrungen, aber auch Ideen. Die aber verlieren zunehmend die innere Bindung zu »Ihrer Bahn«. Es ist ein unmöglicher Zustand, dass bei der DB AG an den entscheidenden Positionen seit Jahren schon keine Eisenbahnerinnen und Eisenbahner mehr sitzen. Entscheidungen treffen Menschen, die keinen persönlichen Bezug zum System Schiene haben. Eine fatale Fehlentwicklung.

			Rund eine halbe Milliarde Euro hat der Bahn­vorstand in den vergangenen Jahren für externe Be­­rater ausgegeben. Genützt hat es wenig bis gar nichts. Der Sachverstand der eigenen Mitarbeiter aber wird konsequent ignoriert.

			Die Eisenbahn verändert sich – ebenso wie ihre Rahmenbedingungen – schneller, als wir das wahrnehmen. Wir müssen weg vom »Klein-Klein«, hin zum »großen Wurf«. Müsste sich die DB AG – wenn wir von möglichen radikalen Veränderungen sprechen, an­gesichts der umfassenden Angebote von Google und Alibaba – nicht schnellstmöglich zum allumfassenden Mobilitätsdienstleister entwickeln, der komplette Reiseketten, über die verschiedenen Verkehrsträger und Anbieter hinweg, anbietet? Oder ist die oft beschworene, aber nicht näher definiere »Bürgerbahn« das Ziel? Mit einem solchen »Butter-und-Brot-Geschäft« ließe sich allerdings kein Geld verdienen. 

			Soll die DB AG auch weiterhin ein weltweit agierender Transport- und Logistikkonzern sein, der tagtäglich gewaltige internationale Verkehrsströme koordiniert? Oder wäre es besser, Schenker und Arriva zu verkaufen, um mit den Erlösen kurzfristig finanzielle Löcher zu stopfen – aber langfristig vielleicht die Option auf stetige Gewinneinnahmen zu verzichten? Brauchen wir die Trennung von Netz und Betrieb, die bislang noch nie erfolgreich war und in allen Ländern, in denen sie praktiziert wurde, zwischenzeitlich wieder revidiert worden ist. Auch darüber müssen wir ideologiefrei diskutieren.

			Es geht um mehr als nur um die Veränderung von überholten Strukturen. Es ist an der Zeit für eine Generaldebatte. Denn wir brauchen mehr, viel mehr Eisenbahn: mehr Strecken, mehr Verbindungen, mehr Komfort, mehr Service. Und wir brauchen Zeit und Geld. Die Frage wird sein, was uns die umweltfreundliche Mobilität auf der Schiene wert sein wird? Was wollen wir in den nächsten Jahren in einen Verkehrs­träger investieren, der wie kaum ein anderer in die Zeit passt.

			Klar ist: Die Renaissance des Eisenbahnverkehrs hat längst schon begonnen. Stetig steigende Fahrgastzahlen sind ein Indiz dafür. Jetzt brauchen wir eine ehrliche und zielführende Diskussion darüber, welche Eisenbahn wir in der Zukunft wollen und welche Zukunft dabei der Deutschen Bahn beschieden sein wird – mit oder ohne radikale Veränderungen, aber immer auch im Sinne der Beschäftigten, deren Arbeitsplätze durch notwendige Veränderungen nicht gefährdet, sondern gesichert werden müssen.
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			Internet der Dinge und die Transformation zu intelligenten Eisenbahnnetzen


			Die Deutsche Bahn steht derzeit im Brennpunkt öffentlicher Kritik. Es ist bereits die Rede von einer Dauerkrise, verursacht durch verspätete Züge, sinkende Erlöse beim Angebot von Transportleistungen im Personenfernverkehr und Güterverkehr sowie einen immer stärker ansteigenden Subventions­bedarf bei der Finanzierung der Schieneninfrastruktur. Inzwischen wird davon ausgegangen, dass es viele Jahre dauern wird, diese Probleme zu lösen (vgl. Böttger 2019, S. 2 f.). Kontroversen bestehen darüber, ob und inwieweit die derzeit in der Öffentlichkeit diskutierten Ad-hoc-Lösungsansätze, wie eine drastische Erhöhung der Tarife für die Bahnkunden, eine massive Ausweitung der öffentlichen Subven­tionen mit dem Ziel einer Fahrgastverdoppelung oder der Verkauf der profitablen in­ternational agierenden Lo­­gistikunternehmen, längerfristig den erhofften Erfolg bringen werden. Der folgende Beitrag widmet sich der längerfristigen Problematik, welche Umwäl­zungen und damit einhergehende Chancen und Herausforderungen die rapiden Fortschritte in den In­­formations- und Kommunikationstechnologien (ICT) für die zukünftigen Eisenbahnnetze erwarten lassen. 

			Von herkömmlichen zu intelligenten Netzen

			Der Übergang von schmalbandigen zu breitbandigen All-IP-Breitbandnetzen ermöglicht es, auf der Basis eines einheitlichen Datenpaketübertragungspro­tokolls (Internet Protocol/IP) eine Kombination von fixen und mobilen Breitbandinfrastrukturen für eine Vielzahl von heterogenen Anwendungsdiensten mit sehr unterschiedlichen Anforderungen an das Da­tenpaketvolumen und die Datenpaketübertragungsqualität einzusetzen. Das Internet der Dinge und eine damit einhergehende Maschine-zu-Maschine-Kommunikation erfordern den Einsatz echtzeitbasierter, adaptiver Kommunikationssysteme und räumlich differenzierte Datenerhebungen und führen dadurch zu einem grundlegenden Wandel in allen Netzsektoren (vgl. Europäische Kommission 2015; OECD 2015).

			Das Internet der Dinge ermöglicht den Aufbau von intelligenten echtzeitbasierten und georeferenzierten Netzen und macht eine gezielte Interaktion zwischen physischen Netzinfrastrukturen und physischen Netzdienstleistungen mit den jeweils erforderlichen komplementären virtuellen Netzen notwendig (vgl. Knieps 2017). Im Folgenden soll aufgezeigt werden, wie die traditionellen Bahnsysteme zu in­­telligenten Eisenbahnnetzen transformiert werden können. Der digitale Wandel aufgrund ICTbasierter Innovationen besitzt ein enormes Potenzial, die zukünftige Rolle der Eisenbahnen fundamental zu verändern. Sowohl auf den Märkten für Mobilitäts­dienstleistungen, im Bereich voll automatisierter Züge, im Bereich der vorausschauenden Wartung der Züge, im Bereich der Zugüberwachungssysteme, beim Aufbau von digitalen Stellwerken sowie bei der Wartung der Schieneninfrastrukturen mittels Einsatz von Drohnen entstehen innovative Anwendungsbereiche des Internets der Dinge (vgl. Pieriegud 2018).

			Die Rolle innovativer schienengebundener Mobilitätsdienstleistungen

			Weltweit entwickeln sich inzwischen shared Mobilitätsdienstleistungen, die durch die App-basierte Echtzeitkommunikation ermöglicht werden. Hierzu zählen Rufbusdienste mit flexibler Routenwahl sowie ride sourcing Plattformanbieter, die echtzeitbasiert Fahrten vermitteln (vgl. National Academies of Sciences, Engineering, and Medicine 2016). Es wird erwartet, dass in Zukunft auch das vernetzte voll automatisierte (fahrerlose) Fahren nicht nur im Straßenverkehr, sondern auch im Zugverkehr an Bedeutung gewinnt, mit sehr hohen Anforderungen an das Design von Big Data virtuellen Netzen. Insbesondere erfordert die Datenerhebung den Einsatz von hochauflösungsfähigen kamerabasierten Sensoren mit extrem hohem Datenaufkommen (vgl. Knieps 2019). App-basierte Innovationen spielen zunehmend auch eine Rolle im schienengebundenen hochkapazitätsfähigen Verkehr, etwa bei der Bereitstellung von Fahrgastinformationen mittels Mobility Apps und Appbasierten Abrechnungssystemen. In Europa werden schienengebundene Mobilitätsdienstleistungen aufgrund des dichten Schienennetzes auch in Zukunft eine zentrale Rolle einnehmen (vgl. Knieps 2018). Shared Mobilitätsdienste können hier auch als Zubringer für Eisenbahn und Schnellbusse dienen, so dass dadurch auch die Nutzung des hochkapazitätsfähigen öffentlichen Transports ansteigen wird (vgl. OECD/ITF2016). 


			Das schmalbandige Mobilfunksystem GSM-R als Eckpfeiler des europäischen Zugverkehrskontrollsystems ETCS 

			Eisenbahn-Kommunikationssysteme werden tradi­tionell in drei Anwendungsgruppen unterteilt: Anwendungen für die Sicherheit und Kontrolle des Zug­verkehrs, für die Kommunikationsbedürfnisse der Betreiber und für die kundenorientierte Kommunikation. Die Kommunikation kann innerhalb eines Zuges, innerhalb eines Bahnhofs, zwischen Zug und Infrastruktur sowie zwischen Infrastrukturen erfolgen. In der Vergangenheit lag der Fokus der Kommunikationssysteme auf die Sicherheit der Kommunikation zwischen den Zügen und der Zugverkehrszentrale. Das Global System for Mobile Communications-Rail(way) (GSM-R) ist ein schmalbandiges digitales Mobilfunksystem, das auf dem Mobilfunkstandard GSM aufbaut und neben Sprachkommunikation insbesondere auf die spezifischen Sicherheitsanforderungen der maximalen Redundanz bei gleichzeitiger maximaler Systemverfügbarkeit der europäischen Zugüberwachungssysteme (European Rail Traffic System/ETCS) ausgerichtet ist. Es handelt sich um ein schmalbandiges spezialisiertes Kommunikationsnetz, im Unterschied zu All-IP-Breitbandnetzen, die für eine Vielzahl von heterogenen breitbandigen Anwendungen bereitgestellt werden. Daher ist GSM-R nicht ge­eignet für Dienste wie automatische Pilotanwendungen oder für die Bereitstellung von on-board Internet für die Zugbegleiter oder Fahrgäste (vgl. Fraga-Lamas et al. 2017, S. 11).

			Die Entwicklung der nationalen Zugüberwachungssysteme während der vergangenen drei Jahrzehnte basierte zunehmend auf dem ETCS. Das Ziel war die Vereinfachung der erforderlichen Ausrüstung zur Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowohl für die Infrastrukturen als auch für die Triebfahrzeuge durch einen länderübergreifenden einheitlichen hohen Standard der Verkehrssicherheit im Eisenbahnbetrieb. ETCS überwacht insbesondere die zulässige Höchstgeschwindigkeit unter Berücksichtigung der ETCS-Bremskurven, aber auch die Eignung des Zugs für die Strecke und die Einhaltung von Betriebsvorschriften. Unterschiedliche ETCSLevels werden unterschieden, abhängig von der Ausgestaltung der Kommunikation zwischen Zug und ETCS-Zentrale. Das derzeit angestrebte Level 2 erfordert eine ständige Kommunikation zwischen Fahrzeug und ETCS-Zentrale mittels des schmalbandigen mobilen Kommunikationssystems GPS, das an die spezifischen Anforderungen der Kommunikation zwischen Zug und ETCS-Zentrale angepasst ist (GPS-R). Die Ermittlung von Position und Richtung des Zugs wird vom Fahrzeugrechner regelmäßig über GSM-R kommuniziert (DB Netze 2018). Örtlich kann das spezifische Kommunikationssystem GSM-R durch öffentliche Mobilfunknetze beeinträchtigt werden. Die vermehrte Ablösung der öffentlichen Mobilfunknetze GSM durch breitbandige Kommunikationssysteme (UMTS, LTE) verstärkt diesen Effekt. Mittels Filtersystemen können die benachbarten Frequenzen der öffentlichen Mobilfunknetze stärker unterdrückt werden. Die am Markt angebotenen GSM-R ETCS-Funkmodule der neuesten Generation sind mit solchen Filtern ausgestatten und ermöglichen einen störungs­ärmeren GSM-R Betrieb (vgl. DB Netze 2018, S. 21).

			Von spezialisierten Kommunikationsnetzen zu einem All-IP-5G Internet

			Inzwischen ist die Entwicklung in Richtung IP basierter mobiler Breitbandnetze der fünften Generation 5G für Hochgeschwindigkeitszüge weltweit in vollem Gange. Diese ermöglichen Sprach-, Video- und Datenkommunikation mit hohen Datenvolumen und hoher Datenpaketübertragungsqualität selbst bei sehr hohen Zuggeschwindigkeiten (vgl. Pramod und Jinaga 2017). Der Einsatz von 5G ermöglicht überdies die Erfüllung der extrem hohen Anforderungen von voll automatisierten Zügen hinsichtlich Positionsgenauigkeit und Verzögerungstoleranz bei der Datenpaketübertragung (vgl. Talvitie et al. 2018). 

			Von zentraler Bedeutung für die Ausgestaltung der zukünftigen Zugüberwachungssysteme ist die Frage, ob in Zukunft auch die Kommunikation zwischen Zügen und Zugverkehrskontrollzentrale anstatt über das schmalbandige GPS-R ebenfalls über das 5G-Netz erfolgen sollte. Es ist zu erwarten, dass selbst ein Übergang zu paketvermittelter Übertragung innerhalb von GPS-R die Kapazitätsengpässe innerhalb von GPS-R nicht beseitigen kann. Vielmehr sollten die Potenziale der zukünftigen All-IP-5G-Breitbandnetze hinsichtlich Sicherheit und Datenpaketüber­tragungsqualität auch für die Kommunikation zwischen Zügen und ETCS-Zentralen zum Einsatz gelangen (vgl. European Union Agency for Railways 2018). 

			Fazit

			Das Ziel eines einheitlichen standardisierten Zugverkehrskontrollsystems als Voraussetzung für Wettbewerb im europäischen Zugverkehr stand lange Zeit im Fokus der Reformdebatte. Während der vergangenen Jahrzehnte hat die Konvergenz zum ETCS wesentliche Fortschritte erzielt. Inzwischen lassen die Potenziale des Internets der Dinge und der damit einhergehenden breitbandigen All-IP-Kommunikationsnetze die herkömmlichen schmalbandigen GPS-R-Kommunikationssysteme des ETCS als überholt erscheinen. Es stellt sich die Frage nach einer Integration der ETCS-Kommunikationssysteme in das All-IP-5G-Breitbandnetz. Der steinige Weg in Richtung eines harmonisierten kompatiblen Europäischen Zugverkehrskontrollsystems scheint folglich noch lange nicht abgeschlossen zu sein. 
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			Replik auf den Beitrag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger

		

		
		
			Holger Mühlenkamp nimmt Stellung zu einem Beitrag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger aus dem ifo Schnelldienst 22/2018 zum Thema »Auch in Zukunft Verkehrsinfrastruktur in ÖPP bereitstellen«.

		

		
			In der Ausgabe 22/2018 des ifo Schnelldienstes sprechen sich die Kollegen Gernot Sieg und Berthold U. Wigger (im Folgenden Sieg/Wigger) in ihrem Beitrag »Auch in Zukunft Verkehrsinfrastruktur in ÖPP bereitstellen« für eine Bereitstellung von Verkehrsinfrastruktur in Form von Öffentlich-privaten Partnerschaften (ÖPP) aus. Sie weisen folgende drei Kritikpunkte an ÖPP als nicht stichhaltig zurück: 

			
					die höheren Finanzierungskosten bei ÖPP im Vergleich zur staatlichen Kreditaufnahme bei der konventionellen Beschaffungsvariante (KBV), 

					die Aussage, mit ÖPP könnten keine Effizienzgewinne erzielt werden, die nicht auch konventionell erreichbar wären, sowie 

					ÖPP könnten dazu beitragen, die Schuldenbremse zu umgehen.
Des Weiteren gehen sie davon aus, dass 


					ein privater Betreiber bei ÖPP von Beginn an die Lebenszykluskosten im Blick hätte,

					mittelständische Unternehmen nicht nur bei konventionellen, sondern auch bei ÖPP-Projekten beteiligt würden,

					Transaktionskosten bei ÖPP nur eine geringe Bedeutung hätten. 

			

			Im Folgenden möchte ich näher auf diese sechsPunkte eingehen, nicht zuletzt, weil ich in dem Beitrag von Sieg/Wigger explizit als Vertreter der unter a) bis c) aufgeführten Positionen zitiert werde.

			Dabei scheint es mir sinnvoll, meine Ausführungen zu allen o.g. Punkten in eine Skizze des ökonomisch relevanten Kernunterschiedes zwischen ÖPP und KBV einzubinden. Um diesen Unterschied zu verdeutlichen, unterteile ich ein (Infrastruktur-)Projekt in folgende vier Phasen: 1) Planung, 2) Bau/Bereitstellung, 3) Betrieb/Unterhaltung und 4) Rückbau/Verwertung. 

			Bei einer ÖPP übernimmt annahmegemäß ein und derselbe Private mindestens zwei dieser Phasen – zumeist Bau und Betrieb. Die Übertragung von mehreren Phasen auf denselben Auftragnehmer wird als »Bündelung« bezeichnet. Im Idealfall übernimmt ein Auftragnehmer alle Phasen. (Nur) Dann kann man davon sprechen, dass der Private für den gesamten Lebenszyklus verantwortlich zeichnet. Dagegen liegt bei einem konventionell durchgeführten Projekt zumeist nur eine Phase – nämlich Bau/Bereitstellung – in der Hand eines Privaten. Die übrigen Phasen übernimmt die öffentliche Hand.

			In einer Welt unvollständiger Verträge1, die wir hier berechtigterweise annehmen dürfen, sind die Anreizunterschiede zwischen ÖPP und KBV offenkundig. Jemand, der für mehr als eine Phase verantwortlich zeichnet und die ökonomischen Konsequenzen tragen muss, wird in jeder Phase die ökonomischen Folgen seiner Entscheidungen für nachfolgende Phasen beachten. Jemand, der dagegen nur für eine Phase zuständig ist, wird sich im Allgemeinen nicht für die Auswirkungen auf nachgelagerte Projektphasen interessieren.2 Deshalb kann die öffentliche Hand grundsätzlich nicht den zumindest theoretisch bestehenden Bündelungsvorteil einer ÖPP realisieren. Damit ist Punkt b) oben grundsätzlich beantwortet.

			Bezugnehmend auf d) sollte jedoch nicht verschwiegen werden, dass erstens ÖPP-Infrastrukturverträge in der Praxis regelmäßig eine Laufzeit aufweisen, die sich nicht über den gesamten Lebenszyklus erstreckt. Die Übergabe vom Privaten an die öffentliche Hand erfolgt tatsächlich in der Betriebs-/Unterhaltungsphase. Damit haben Private also einen im Vergleich zum Ideal abgeschwächten Anreiz, nur bis zum Übergabezeitpunkt zu denken. Daraus resultiert z.B. das Risiko, dass bei der Übergabe Streitigkeiten darüber entstehen, ob die Infrastruktur im vertraglich vereinbarten Zustand übergeben wurde oder nicht. Zweitens werden Infrastruktur-ÖPP in der Realität über Zweck- bzw. Projektgesellschaften abgewickelt, die ihrerseits über ein mehr oder minder komplexes Geflecht von Verträgen Subauftragnehmer für verschiedene Aufgaben und Phasen einsetzen. Wegen der dabei auftretenden Informationsasymmetrien sind auch Zweckgesellschaften praktisch nicht in der Lage, theoretisch bestehende Bündelungsvorteile vollständig auszuschöpfen.

			Dem Bündelungsvorteil einer ÖPP stehen Nachteile gegenüber. Im Wesentlichen bestehen diese in höheren Finanzierungkosten und höheren Transaktionskosten. Beginnen wir mit der Finanzierung (Punkt a) oben): In der Vergangenheit durfte man davon ausgehen, dass die öffentliche Hand zur Finanzierung von Infrastrukturprojekten konventioneller Art Kredite aufgenommen hat. Mit anderen Worten: Derartige Projekte wurden vollständig fremdfinanziert.3 ÖPP-Infrastrukturprojekte werden zumeist über Projektgesellschaften finanziert. Diese Projektgesellschaften weisen Eigenkapitalquoten von vielleicht 10% oder 20% auf. Der Rest wird fremdfinanziert. 

			Fremdkapitalgebern stehen unabhängig vom wirtschaftlichen Ergebnis der Projektgesellschaft die Rückzahlung des Kreditbetrages und eine Verzinsung zu. Das Risiko der Fremdkapitalgeber besteht darin, dass vertraglich vereinbarte Zahlungen ausfallen und/oder verzögert geleistet werden. Deshalb führen sie eine Insolvenzprüfung bzw. ein Rating durch und kalkulieren für dieses Risiko Zinsaufschläge. Bei der öffentlichen Hand wird dieses Risiko von den Kreditgebern als grundsätzlich geringer angesehen als bei (haftungsbeschränkten!) privaten Projektgesellschaften. Die öffentliche Hand isoliert Fremdkapitalgeber wegen der Finanzkraft der Steuerzahler besser vom Ausfallrisiko als eine private Projektgesellschaft, die Fremdkapitalgeber bestenfalls in Höhe des Eigenkapitals gegen Ausfallrisiken versichert. Genau deshalb ist der Fremdkapitalzinssatz bei der KBV niedriger als bei einer ÖPP. 

			Eigenkapitalgeber haben einen Anspruch auf das Residualergebnis u.a. nach Zahlung der Ansprüche der Fremdkapitalgeber. Damit tragen sie das wirtschaftliche Risiko.4 Bei den Autobahnprojektgesellschaften der sog. ersten Generation sind die Privaten an der Lkw-Maut beteiligt, so dass das wirtschaftliche Risiko wesentlich auf die Verkehrsmenge zurückzuführen ist. Bei den sog. Autobahn-ÖPPs der zweiten Generation hängt das Entgelt von der Verfügbarkeit der Infrastruktur ab. Sofern sich private Eigenkapi­talgeber an der Portfoliotheorie und dem darauf aufbauendem Capital Asset Pricing Model (CAPM) orientieren, werden sie (wovon Sieg/Wigger offenkundig ausgehen) ihre Renditeforderungen am Beitrag des Projekts zum Gesamtrisiko ihres Portfolios orientieren und entsprechend in ihre projektspezifische Renditeforderung einpreisen. 

			Die öffentliche Hand trägt sowohl bei den Autobahn-ÖPP der ersten Generation als auch bei denen der zweiten Generation das Verkehrsmengenrisiko – im ersten Fall anteilmäßig und im zweiten Fall vollständig. Dieses Risiko wird in den einschlägigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nicht (adäquat) eingepreist.5 Daher ist die Behauptung von Sieg/Wigger, Risiko würde bei der KBV nicht vollständig eingepreist, korrekt. Sieg/Wigger erwähnen jedoch nicht, dass das bei der öffentlichen Hand im Falle einer ÖPP verbleibende Risiko ebenfalls nicht eingerechnet ist.6 

			Kommen wir zu Punkt f): Unter Transaktionskosten sind die Kosten vor, bei und nach Abschluss von Verträgen zu verstehen. Zu den Ex-ante-Transaktionskosten zählen beispielsweise Kosten der Markterkundung/Ausschreibung. Die Kosten des Vertragsabschlusses bestehen in Beratungs-, Verhandlungs-, Notarkosten etc. Von besonderer Bedeutung sind jedoch bei unvollständigen Verträgen die Ex-post-Transaktionskosten. Es entstehen Überwachungs-, Anpassungs- und Durchsetzungskosten. Selbst ohne Opportunismus erfordern die bei langfristigen Verträgen zum Zeitpunkt des Vertrags­abschlusses nicht vorhersehbaren Zustände der Welt nachträgliche Anpassungen/Nachverhandlungen.7 Lassen wir Opportunismus zu, münden unvollständige Verträge in nichtkooperative Spiele.8 Dann kommt es nicht nur zu Nachverhandlungen, um notwendige Anpassungen vorzunehmen, sondern auch um vertragliche Lücken, Rechtsunsicherheiten usw. zum eigenen Vorteil auszunutzen. Unvollständige Verträge geben sogar explizite Anreize zu strate­gischem Bieten mit dem Ziel, Gewinne über Nach­verhandlungen zu steigern. Regelmäßig mündet dies in oft jahrelange (Schieds-)gerichtliche Auseinandersetzungen – nicht nur mit hohen Transaktionskosten, sondern auch mit unklarem Ausgang.9 Entscheiden Gerichte zugunsten privater Kläger, entstehen nicht nur Transaktionskosten, es drohen darüber hinaus sog. Quasi-Rentenverluste. 

			Entscheiden Gerichte gegen private Auftragnehmer, könnte dies zur Insolvenz einer Projektgesellschaft führen. Dies stellt nicht nur ein Risiko für die Kapitalgeber der Gesellschaft, sondern auch ein Risiko für die öffentliche Hand dar. Ein Insolvenzverwalter wird die Forderungen der Gläubiger vertreten und damit Ansprüche gegen die öffentliche Hand geltend machen. Zudem müsste die öffentliche Hand entweder den Betrieb selbst übernehmen oder neu ausschreiben. Auch dies ist nicht kostenlos möglich. Daher ist die von mancher Seite geäußerte Vorstellung, dass die öffentliche Hand im Falle einer Insolvenz eines Betreibers kostenlos in den Besitz der In­­frastruktur gelangen würde, unrealistisch.10 Natürlich bestehen auch bei der KBV vertragliche Risiken. Diese sind jedoch deutlich niedriger als die einer ÖPP – schon allein deshalb, weil das Nachverhandlungspotenzial bei ÖPP aufgrund der Komplexität und Laufzeiten wesentlich größer ist. 

			Wenngleich dies keine leichte Aufgabe ist, wären in Zukunft Transaktionskosten(-unterschiede) der Beschaffungsvarianten zu berücksichtigen.11 Da in vielen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ein ÖPP-Wirtschaftlichkeitsvorteil in Höhe von nur wenigen Prozenten des Nettobarwertes gegenüber der KBV ausgewiesen werden, können bereits geringe Transaktionskostennachteile von ÖPP deren Vorteilhaftigkeit in Frage stellen.

			Die Behauptung, der Mittelstand würde einbezogen (Punkt e)), ist ebenfalls näher zu beleuchten. In diesem Kontext stellt sich zum einen die Frage, warum ÖPP-Gesellschaften das Recht zugestanden wird, sich der Generalunternehmerregel zu bedienen, während man sich bei der KBV nicht dieser Möglichkeit bedient. Es wird offenkundig nach verschiedenen Regeln gespielt. Bei gleichen Regeln könnte die öffentliche Hand Projekte in der Bauphase ebenfalls schneller und mit höherer Kostengenauigkeit realisieren. Zum zweiten weisen empirische Befunde darauf hin, dass der mit der Generalunternehmerregel verbundene Aufwand die Zahl der an Ausschreibungen teilnehmenden Unternehmen und damit die Wettbewerbsintensität reduziert (vgl. Werner 2018). Dies impliziert »Überrenditen« respektive entsprechend hohe Kosten für die öffentliche Hand, womit ein Nachteil des Einsatzes von Generalunternehmern erkennbar ist.

			Zum Punkt c), mit ÖPP lassen sich Schuldenregeln leicht umgehen: Für die sog. grundgesetzliche Schuldenbremse nach Art. 115 GG gelten Zahlungsverpflichtungen im Rahmen von ÖPP als sog. Verwaltungsschulden, die per definitionem von der grundgesetzlichen Schuldenbremse ausgenommen sind. Der Berechnung der Einhaltung der sog. Maastricht-Kriterien liegt das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) zugrunde. Hier gilt der sog. Risk-and-Reward-Ansatz, wonach ÖPP-Vermögen und -Schulden dem Privatsektor zurechnet werden, wenn dieser 1. das sog. Baurisiko und 2. entweder das Nachfrage- oder das Verfügbarkeitsrisiko trägt. Durch entsprechende Vertragsgestaltung ist leicht eine Zuordnung zum Privatsektor erreichbar.

			Sieg/Wigger (2018, S. 18) sehen die Schuldenbremse als »gegebenenfalls ein ökonomisch schwer zu begründendes enges Korsett, denn Investitionen in Autobahnen sind nicht die Ausgaben, die eine Schuldenbremse vermeiden sollte.« Offenbar betrachten sie ÖPP als legitimes Instrument, um die aus ihrer Sicht ineffiziente Schuldenregel zu umgehen. Über die ökonomische Güte der Schuldenbremse kann man durchaus diskutieren (vgl. dazu z.B. Kirchgässner 2014). ÖPP sollten jedoch nicht zur Heilung einer unzureichenden Schuldenbremse benutzt werden. Vielmehr sind die Schuldenausweisregeln zu ändern.12 Derzeit besteht ein massiver Fehlanreiz, die Schuldenregeln aus politökonomischen Gründen zu umgehen. Um sicherzu­gehen, dass ÖPP nicht aus politökonomischen, sondern aus Effizienzüberlegungen heraus durchgeführt werden, ist dieser Fehlanreiz zu beseitigen.

			Mein Fazit lautet also: 

			
					Öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) sind wegen der Ausfallrisiken mit signifikant höheren Finanzierungskosten als die konventionelle Beschaffungsvariante (KBV) versehen. Diese Tatsache lässt sich nicht mit dem Hinweis auf nicht eingepreiste Ergebnisrisiken wegdiskutieren.

					Ergebnisrisiken werden in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu öffentlichen Projekten regelmäßig nicht korrekt bewertet. Dies betrifft nicht nur die konventionelle Variante, sondern auch die ÖPP-Variante.

					Bündelungsvorteile kann die öffentliche Hand grundsätzlich konventionell nicht in dem Maße realisieren wie ein Privater im Rahmen einer ÖPP, aber die ÖPP-Bündelungsvorteile sind praktisch kleiner als theoretisch denkbar.

					Würde bei der Generalunternehmerregel, die Effizienz- und Zeitgewinne verspricht, nach gleichen Regeln gespielt, könnte dieser Vorteil auch bei der KBV genutzt werden.

					Insbesondere die langfristigen Ex-post-Transaktionskosten nehmen, entgegen der Einschätzung von Sieg/Wigger, regelmäßig nicht vernachlässigbare Werte an. 

					Summa summarum ist das Fenster für wirtschaftliche ÖPP bei korrekter Berechnung relativ klein – was im Übrigen viele unabhängige empirische Untersuchungen ebenfalls nahelegen (vgl. Werner 2018). 

					Mit ÖPP lassen sich sowohl die deutsche Schuldenbremse als auch das zweite Maastricht-Kriterium leicht aushebeln. Dies liefert einen massiven Fehlanreiz, ÖPP nicht aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, sondern aus politökonomischen Gründen zu umgehen. Daher sind die derzeitigen Verschuldungs- bzw. Schuldenausweisregeln zu korrigieren.
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					1	Unvollständige Verträge bedeuten, dass bei Vertragsabschluss nicht alle möglichen vertragsrelevanten Zustände der Welt vorgesehen werden bzw. nicht in allen Punkten abschließende und rechtssichere Vereinbarungen getroffen werden können. Häufig werden derartige Verträge auch als »nichtverifizierbar« bezeichnet. Dies meint, Außenstehende wie (Schieds-)Gerichte können die von den Vertragsparteien intendierten Vereinbarungen nicht eindeutig aufklären. 

				

				
					2	Einen sehr guten Einstieg dazu bietet ein Modell von Hart (2003). Dieses Modell zielt auf die Anreize, vertragsspezifische Investitionen vorzunehmen.

				

				
					3	Nach Inkrafttreten der grundgesetzlichen »Schuldenbremse« dürfen sich die Länder gar nicht und der Bund sich lediglich in geringem Umfang zusätzlich fremdfinanzieren. Dies impliziert kalkulatorisch eine (nahezu) vollständige Eigenkapitalfinanzierung zukünftiger Infrastrukturprojekte der öffentlichen Hand, soweit sie über die zulässige Verschuldungsgrenze hinausgehen. Auf die nichttriviale Ermittlung der unter diesen Umständen anzusetzenden kalkulatorischen Eigenkapitalzinsen möchte ich hier nicht eingehen. 

				

				
					4	Der Risikobegriff ist häufig nicht definiert, daher kurz zur Klarstellung: Grundsätzlich orientieren sich Kapitalgeber zum einen an den aus einem Projekt zu erwartenden Finanzströmen. Diese lassen sich durch die Erwartungswerte der Zahlungen abbilden. Bei Risikoaversion spielt zum zweiten die mögliche Schwankungsbreite der Zahlungen eine Rolle. Diese Schwankungen – bei isolierter Projektbewertung ausgedrückt durch die Varianz der Zahlungen – stellen das ökonomische Risiko i.e.S. dar. Für die Inkaufnahme dieses Schwankungsrisikos fordern die Kapitalgeber eine sog. Risikoprämie, deren Höhe vom Ausmaß der Risikoaversion und der Varianz abhängt. 

				

				
					5	Vgl. Beckers et al. (2009) sowie Corneo (2015) und die dort unterbreiteten (Verbesserungs-)Vorschläge zur methodisch korrekten Ermittlung von Risiken bei öffentlichen Projekten.

				

				
					6	Dieses Risiko ist im Übrigen grundsätzlich bei der öffentlichen Hand besser aufgehoben, weil die öffentliche Hand geringere Risikokosten hat als ein Privater. 

				

				
					7	Nachverhandlungen bei ÖPP sind ein regelmäßig zu beobachtendes Phänomen (vgl. z.B. ITF 2017).

				

				
					8	Wohin die Reise bei einer spieltheoretischen Modellierung geht, ist ziemlich klar. Die öffentliche Hand befindet sich häufig in einer schlechteren Position als der Private und wird ex post erhebliche Zugeständnisse machen müssen. 

				

				
					9	Selbst, wenn in erster Instanz Klagen von Betreibergesellschaften wie A1mobil und Pansuevia (A8) abgewiesen werden, gehen dem – abgesehen von den Prozesskosten und -risiken – regelmäßig außergerichtliche Verhandlungen voraus, die Abermillionen verschlingen. Bei Toll Collect soll es sich um einige 100 Mio. Euro gehandelt haben. Daher kann ich der Aussage von Sieg/Wigger, dass das Transaktionskostenargument bei großen Projektvolumina an Bedeutung verliert, grundsätzlich nicht zustimmen. 

				

				
					10	Spieltheoretisch dürfte die Drohung mit Insolvenz die Verhandlungsposition einer privaten Gesellschaft erheblich stärken. 

				

				
					11	Eine der wenigen Arbeiten, die sich mit der Quantifizierung von Transaktionskosten in diesem Bereich beschäftigt, bietet Obermann (2007).

				

				
					12	Es sei darauf hingewiesen, dass z.B. die International Public Sector Accounting Standards (IPSAS) den sog. Control-Ansatz vorsehen, wonach der Vertragspartei Vermögen und Schulden zugerechnet, welche 1. festlegt, welche Art von Leistungen, für wen und zu welchem Preis zu erbringen sind und 2. das Recht besitzt, den Vermögenswert nach Ablauf des ÖPP-Vertrags dauerhaft zu nutzen (vgl. auch Mühlenkamp 2014).
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			Zur Produktionsbehinderung der Unternehmen im Konjunkturzyklus: Eine Compositional-Data-Analyse

		



		
			Einmal pro Quartal befragt das ifo Institut im Rahmen seiner laufenden Konjunkturumfragen die Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe, ob eine Produktionsbehinderung besteht und wenn ja, ob sich die Firmen eher vorgegebenen Angebots- oder Nachfrage­beschränkungen gegenübersehen. Der vorliegende Aufsatz klassifiziert die Unternehmensmeldungen und macht mit Hilfe einer statistischen Analyse der Angaben zu den Behinderungsfaktoren verborgene Muster in diesen Werten sichtbar. Dabei wird dem besonderen Charakter des Datensatzes als sog. Compositional Data methodisch adäquat Rechnung getragen. Mit Blick auf die Entwicklung im jüngsten Aufschwung fällt auf, dass die Angebotsbehinderungen im Verarbeitenden Gewerbe eine sehr starke Rolle spielen, obwohl nach vorläufigen Schätzungen die Produktionslücke historisch gesehen nicht außergewöhnlich groß ist.

		

		
			Das ifo Institut führt seit seiner Gründung im Jahr 1949 Urteils- und Tendenzbefragungen bei Unternehmen durch. Mit diesem »Herzstück des ifo Instituts« (Nerb 2004, S. 2) wurde ein gänzlich neues Feld der statistischen und ökonomischen Forschung beschritten: Bereits fünf Jahre nach der Einführung seiner monatlichen Konjunkturumfragen (ifo Konjunkturtest) konnte das Institut feststellen: »Thus the IFO Test has become a valuable instrument (a) for businessmen’s information about the situation of their own branch as well as that of their suppliers and customers (b) for economic diagnosis and prognosis for the economy as a whole, and thus for economic policy; and (c) for theoretical research work on entrepreneurial behavior, based on the empirical material obtained by the test.« (Langelütke 1956, S. 312)

			Das Fragenprogramm des ifo Instituts ist dabei in einen Standard- und in einen Sonderfragenteil getrennt, wobei die Standardfragen (wie die bekannten Fragen zur Geschäftslage bzw. zu den Geschäftserwartungen der Unternehmen) monatlich gestellt werden; die Sonderfragen hingegen nur in größeren zeitlichen Abständen, zumeist einmal pro Quartal. Bei dieser Trennung richtet man sich sowohl nach der Dringlichkeit der aktuellen Information für das Institut wie auch nach dem für die Bearbeitung notwendigen Zeitaufwand der Unternehmen (vgl. Lindlbauer 1989, S. 131 f.).

			Zu den quartalsweise wiederkehrenden Sonderfragen im Verarbeitenden Gewerbe zählt die Frage nach den derzeitigen Produktionsbehinderungen der Unternehmen durch Auftragsmangel, Mangel an Arbeitskräften, Mangel an Rohstoffen/Vormaterialien, durch zu geringe technische Kapazitäten, durch Fi­­nanzierungsengpässe sowie durch sonstige Faktoren. Es liegt nahe, eine systematische Klassifikation der Unternehmen nach den von ihnen gemeldeten Behinderungsfaktoren über den konjunkturellen Zyklus entsprechend folgender Kategorien vorzunehmen1: 

			Kategorie 1: »Nachfrageschwäche« 

			Das Hauptproblem besteht hier für die Unternehmen darin, dass die Nachfrage zu gering ist, um das vor­handene Produktionspotenzial angemessen auszulasten. Konkret erfolgt die Zuordnung in der Weise, dass alle Unternehmen hierzu gerechnet werden, die bei der vierteljährlich gestellten Frage nach derzeitigen Produktionsbehinderungen die Position »zu wenig Aufträge« angegeben haben. Da hier keine Mikro­datenauswertung erfolgt, werden dieser Gruppe vereinfacht auch Unternehmen zugerechnet, die zusätzlich auch Angebotsprobleme geltend gemacht haben, da Mehrfachnennungen im Fragebogen möglich sind.2

			Kategorie 2: »Keine Produktionsbehinderung«

			In dieser Gruppe werden jene Unternehmen zusammengefasst, die nach eigener Einschätzung keinen Produktionsbehinderungen ausgesetzt sind, weder auf der Angebots- noch auf der Nachfrageseite. 

			Kategorie 3: »Angebotsprobleme«

			Die Unternehmen in dieser Gruppe haben keine Probleme mit der Nachfrage; auf der Angebotsseite machen ihnen jedoch Engpässe zu schaffen. Die Zuordnung erfolgt in der Weise, dass auf jene Unternehmen abgestellt wird, die bei der Frage nach der derzeitigen Produktionsbehinderung mindestens einen der folgenden Gründe angegeben haben: Mangel an Arbeitskräften, Mangel an Rohstoffen/Vormaterialien, zu geringe technische Ka­­pazitäten, Finanzierungsengpässe oder sonstige Faktoren. Formal ergibt sich der prozentuale Anteil der angebotsbeschränkten Unternehmen aus dem prozentualen Anteil der produktionsbehinderten Unternehmen abzüglich des prozentualen Anteils der produktionsbehinderten Unternehmen mit Nachfrageschwäche.

			Diese Klassifikation kann noch stärker untergliedert werden. So können die Kategorien 1 und 3 mit Hilfe der Variablen »Beurteilung des Umfangs der technischen Kapazität in den nächsten zwölf Mo­­naten« noch tiefer aufgeschlüsselt werden.  

			Nachfrageproblem 

			»Dauerhafte Nachfrageschwäche«

			Zusätzlich zum derzeitigen Nachfragemangel rechnen die Unternehmen auch im Hinblick auf die nächsten zwölf Monate mit Überkapazitäten. 

			»Temporäre Nachfrageschwäche« 

			Hier wird die Produktion im Berichtsmonat zwar durch zu geringe Nachfrage behindert, auf mittlere Sicht (nächsten zwölf Monate) erwartet man jedoch keine Auslastungsprobleme. 

			Angebotsproblem

			»Dauerhafte Angebotsprobleme«

			Zusätzlich zur derzeitigen Behinderung der Produktion durch Engpässe auf der Angebotsseite werden auch mit Blick auf die nächsten zwölf Monate die technischen Kapazitäten als zu klein eingeschätzt.

			»Temporäre Angebotsprobleme«

			Hier wird mittelfristig mit einer ausreichenden technischen Kapazität gerechnet. Aktuell herrscht allerdings Fachkräftemangel vor, oder es bestehen Engpässe bei Zulieferungen usw.

			Abbildung 1 zeigt die nach diesen Auswahlregeln erfolgte Klassifikation der Industrieunternehmen für die Bundesrepublik im Zeitraum Q1/1991 bis Q1/2019. Aufgetragen sind die prozentualen Anteile der jeweiligen Unternehmen, die eine bestimmte Produk­tionsbehinderung (bzw. keine Behinderung) gemeldet haben, von unten beginnend mit dem Anteil der Unternehmen, die dauerhaft nachfragebeschränkt sind (die Unternehmen haben Auftragsmangel ge­meldet und die Kapazitäten werden nicht nur derzeit, sondern auch mit Blick auf die nächsten zwölf Monate als zu groß eingeschätzt; rote Fläche). Darüber aufgetragen ist der Anteil der Unternehmen, die nach der hier vorgenommenen Klassifizierung temporär nachfragebeschränkt sind (die Unternehmen haben Auftragsmangel gemeldet, aber mit Blick auf die nächsten zwölf Monate werden keine Überkapazitäten gesehen; rosa Fläche). Zusammen ergeben die beiden Flächen den Anteil der Unternehmen, die überhaupt einer Nachfragebeschränkung unterliegen. In der Bildmitte findet sich der Anteil derjenigen Unternehmen, die zum jeweiligen Erhebungstermin keine Produktionsbehinderung gemeldet haben (graue Fläche). Darüber findet sich der Anteil der Unternehmen, die nach der hier vorgenommenen Klassifikation temporär angebotsbeschränkt sind (auf Sicht von zwölf Monaten wird mit einer Behebung der Kapazitätsengpässe gerechnet; hellblaue Fläche). Darüber schließlich ist der Anteil der Unternehmen abgetragen, die dauerhaft angebotsbeschränkt sind (die technischen Kapazitäten werden nicht nur derzeit, sondern auch mit Blick auf die nächsten zwölf Monate als zu klein eingeschätzt; blaue Fläche). Zusammengenommen ergeben die beiden Kategorien den prozentualen Anteil der Unternehmen, die überhaupt angebotsbeschränkt sind. Die Anteile über alle fünf Kategorien kumuliert ergeben in jedem Erhebungsquartal100%.  
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			Im Untersuchungszeitraum Q1/1991 bis Q1/2019 lassen sich in den Meldungen der Unternehmen nach der Art der Produktionsbehinderung prima facie folgende Besonderheiten und Auffälligkeiten erkennen:

			 

			
					Ein großer Mangel an Aufträgen war kennzeichnend für das dem Einigungsboom nachfolgende Rezessionsjahr 1993, die stark rezessiven Jahre 2003/2004 und das Rezessionsjahr 2009 im Nachgang der globalen Finanzkrise von 2008, für das der bisher höchste Anteil aller Firmenmeldungen verzeichnet wurde.

					Der Mangel an Arbeitskräften spielte als Behin­derungsfaktor bereits in den Jahren 2000 und 2001 eine beachtliche Rolle. Diese Rolle verstärkte sich in den Jahren 2007/2008, 2011 und in die jüngste konjunkturelle Hochphase hinein. Seit dem Jahr 2015 vermehren sich die Klagen über fehlende Fachkräfte bis zu einem historischen Hochpunkt im Jahr 2018.

					Materialknappheit ist ebenfalls ein Faktor, der in konjunkturellen Hochphasen oftmals bedeutsam wird. Häufig spielt er eine ähnlich große oder sogar größere Rolle als die Knappheit von Arbeitskräften. Einen höheren Anteil an Meldungen verzeichnete der Faktor in den Jahren 1995, 2007/2008 und 2010/2011. Auch in der jüngsten Hochphase 2017/2018 und wurde relativ häufig über Materialknappheit geklagt.

					Ein ähnliches Bewegungsmuster wie der Faktor Materialknappheit weist der Faktor Kapazitätsengpässe auf. Allerdings wird er oftmals nicht ganz so häufig genannt, wie das Problem Materialknappheit. 

					Eine untergeordnete Rolle spielen in der Re­­gel Finanzierungsengpässe. Die Finanzkrise 2008/2009 bildet hier allerdings eine Ausnahme.

					Die dauerhaften Beschränkungen haben meist eine untergeordnete Bedeutung. Ausnahmen sind etwa ein recht hoher Anteil an dauerhaft nachfragebeschränkten Unternehmen in der großen Rezession des Jahres 2009. Auf der Angebotsseite sind im jüngsten Aufschwung auffällig viele Unternehmen dauerhaft angebotsbeschränkt, wobei dieser Anteil dennoch deutlich kleiner ist als der Anteil der nicht dauerhaft beschränkten Unternehmen.  

			

			Insgesamt zeigt die deskriptive Analyse, dass in konjunkturellen Hochphasen vor allem der Mangel an Arbeitskräften und Materialknappheit die Indus­trieunternehmen immer wieder behindern. Eine ähnliche oder etwas geringere Rolle im Vergleich zu Ma­terialknappheit spielen häufig Kapazitätsengpässe. Finanzierungsengpässe traten bisher in größerem Umfang nur in der Finanzkrise 2008/2009 auf. Daher scheinen Finanzierungsengpässe in der Regel kein Problem konjunktureller Hochphasen zu sein. In konjunkturellen Tiefphasen ist naturgemäß der Mangel an Aufträgen der dominante Faktor. Der Anteil angebotsbeschränkter Unternehmen ist nahezu im gesamten Untersuchungszeitraum höher als der nachfrage­beschränkten Unternehmen, in der jüngsten Hochkonjunktur der Jahre 2017/2018 hat er sogar sehr auffällig zugelegt. 

			Statistische Analyse

			Eine statistische Analyse der Daten zu den Behinderungsfaktoren kann verborgene Muster in diesen Werten sichtbar machen. Da es sich bei den vorliegenden Daten zu jedem Zeitpunkt um Anteile handelt, die sich sogar zu 100% addieren, fallen sie in die Klasse der sogenannten Compositional Data (Kompositionsdaten, Daten konstanter Summe). Eine statistische Analyse muss die Besonderheiten dieses Datentyps berücksichtigen. Sonst übliche Verfahren oder Statistiken, beispielsweise das arithmetische Mittel oder die Standardabweichung, können nicht direkt angewendet werden.3 

			Im Folgenden wird bei der Nachfrage- und An­gebotsbeschränkung jeweils die Unterscheidung in dauerhaft und temporär aufgehoben. Es wird daher nur noch unterschieden zwischen einer Nachfragebeschränkung, keiner Beschränkung und einer An­­gebotsbeschränkung. Diese drei Anteile addieren sich jeweils zu 100%. Die Anteile können in einer Dreiecksgraphik dargestellt werden, die sich »Ternary Diagram« nennt.

			Das Ternary Diagram (Ternäres Diagramm, Dreiecksdiagramm) ist eine zweidimensionale Projektion der drei Anteilswerte. In einem Dreieck angeordnet, werden auf jeder Achse die Anteilswerte von 0bis 100 abgetragen. Es gibt nun verschiedene Methoden die Graphik aufzubauen, die alle zum selben Resultat führen (vgl. van den Boogaart und Tolosana-Delgado 2013, Abschnitt 2.3.2). Eine Möglichkeit der Konstruktion und Interpretation ist die über Höhenlinien. Steht etwa, wie im Weiteren in diesem Aufsatz, oben im Dreieck der Anteilswert für keine Produktionsbehinderung, so wäre ein Anteil von 0 im Dreieck ganz unten, das heißt auf der dem Eck gegenüberliegenden Achse (auf der in diesem Fall das Dreieck steht). Je größer der Anteil »keine Behinderung« ist, desto weiter oben befindet sich der Datenpunkt. Entsprechendes gilt für die anderen beiden Variablen. Die zuge­hörige Höhenlinie 0 ist jeweils die dem Eck, in dem der Anteil 100% der Kategorie erreicht wird, gegenüberliegende Achse. Ein konkreter Datenpunkt wird dann im Schnittpunkt der drei entsprechenden Höhenlinien eingetragen. 

			Abbildung 2 zeigt das Dreiecksdiagramm für die vorliegenden Daten. Die Punktwolke ist innerhalb des Dreiecks jedoch recht konzentriert. Einen besseren Einblick in die Daten erhält man, wenn diese standardisiert werden. Dafür liegen geeignete Formeln vor (vgl. van den Boogaart und TolosanaDelgado 2013, Abschnitt 4.1). Durch eine Standardisierung der Daten wird etwa der Mittelwert auf den Schwerpunkt im Dreieck gelegt, sie verändert aber die Beziehungseigenschaften der Datenpunkte untereinander nicht. Abbildung 3 zeigt die Dreiecksabbildung mit den standardisierten Daten. Je weiter rechts unten ein Datenpunkt liegt, desto stärker dominiert der Faktor Angebotsbehinderung. Je weiter links unten ein Datenpunkt eingetragen ist, desto stärker ist der Faktor Nachfragebehinderung. Je höher ein Datenpunkt liegt, ein desto größeres Gewicht hat die Angabe keine Behinderung. Die Konzentration der nicht-standardisierten Daten oben rechts in der Abbildung 2 impliziert daher, dass der Anteil der Antworten keine Behinderung in der Regel relativ hoch ist. Zudem ist meistens der Prozent­anteil der angebotsbehinderten Unternehmen höher als der der nachfragebe­hinderten. Auch bei den standardisierten Daten in Abbildung 3 ist der Anteil der angebotsbeschränkten Unternehmen selten kleiner als 20%. Die weitere Analyse beruht auf den standardi­sierten Daten.
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			Eine Vermutung ist nun, dass die Unternehmen in Zeiten einer Überauslastung (positive Produktionslücke) eher angebotsbeschränkt und in Zeiten einer Unterauslastung (negative Produk­tionslücke) eher nachfragebeschränkt sind. Um zu sehen, ob sich ein solches Muster in den Daten findet, muss über eine weitere Datenquelle die Über- oder Unterauslastung klassifiziert werden. Dies wird hier anhand einer einfachen und transparenten Schätzung der zyklischen Komponente des vierteljährlichen preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) bewerkstelligt. Konkret wird die saison- und kalenderbereinigte Zeitreihe des BIP mit Hilfe des Hodrick-PrescottFilters (HP-Filter) mit dem für Quartalsdaten üblichen Parameterwert λ = 1 600 gefiltert. Dabei werden niederfrequente Schwingungen von acht und mehr Jahren Dauer ausgeschaltet. Die zyklische Komponente des BIP (einschließlich allfälliger hochfrequenter Irregularitäten) folgt aus der Abweichung des saison- und kalenderbereinigten BIP vom HP-Trend. Der Wachstumszyklus ergibt sich nach einer zusätz­lichen Ausschaltung der verbliebenen hochfrequenten Irregularitäten in der Reihe. Hierzu wurden Reihenbestandteile mit einer Schwingungsdauer von weniger als sechs Quartalen mit Hilfe einer zusätzlichen HP-Filterung mit dem Parameterwert λ=1 extrahiert. Der HP-Filter wird damit als Bandpass-Filter eingesetzt (vgl. Abb. 6).4 Der Zeitraum für die Berechnung der zyklischen Komponente des preisbereinigten BIP wurde auf den Zeitraum Q1/1991 bis Q4/2018 verkürzt, da amtliche Angaben für das erste Vierteljahr 2019 natur­gemäß noch fehlen.  

			Abbildung 4 enthält die standardisierten Anteilswer­­te eingefärbt nach Unterauslastung (blau) und Überauslastung (rot). Bemerkenswert ist, dass die Punkte im rechten unteren Teil des Dreiecks fast ausnahmslos rot gefärbt sind. Dies bedeutet, dass ein sehr hoher Anteil an angebotsbeschränkten Firmen für eine positive Produktionslücke, d.h. Überaus­lastung, spricht. Bei den zwei blau eingefärbten Punkten im rechten un­teren Eck handelt es sich um die Angaben aus dem dritten und vierten Quartal 2018, also um die jüngsten Werte in der Zeitreihe. Dies bedeutet, dass diese Punkte aufgrund der Endpunktproblematik der Fil­terung falsch klassifiziert sein könnten. Zu einem späteren Zeitpunkt, wenn mehr Daten der amt­lichen vierteljährlichen BIP-Zeitreihe verfügbar sind, könnten diese Punkte den Zustand wechseln. Sollte dies nicht der Fall sein und diese beiden Punkte tatsächlich zum Regime negative Produktions­lücke, d.h. Unterauslastung, zählen, wäre man historisch gesehen in einer neuen Situation. Bisher waren bei einer Unteraus­lastung die Firmen nie so stark angebotsbeschränkt.
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			Ein hoher Anteil von angebotsbeschränkten Firmen spricht für eine Überauslastung der Kapazitäten. Allerdings ist Überauslastung nicht gleichbedeutend mit einem hohen Anteil von Angebotsbeschränkungen. Da sich auch einige rote Punkte außerhalb der rechten unteren Ecke befinden, gibt es durchaus Zustände der Überauslastung, die nicht mit einem großen Anteil angebotsbeschränkter Unternehmen einhergehen. Lediglich wenn der Anteil der nachfragebeschränkten Firmen sehr hoch ist, spricht dies klar für eine Unterauslastung. Allerdings sind die blauen Punkte in der linken unteren Ecke, bei denen die Nachfragebeschränkung außergewöhnlich hoch ist, vergleichsweise selten.

			Um den Blick auf diese Klassifikation zu verfeinern, wird im Weiteren eine Diskriminanzanalyse durchgeführt. Um diese vornehmen zu können, müssen die Daten aber zunächst transformiert werden. Eine oftmals verwendete Transformation ist das Isometric Logratio (oder Pivot Koordinaten). Diese Transformation ist wie folgt definiert (vgl. Filzmoser, Hron und Templ 2018, Abschnitt 3.3.3). Im vorliegenden Fall mit Anteilen in drei Kategorien (x1, x2, x3) für die Produktions­behinderungen gibt es zwei Pivot-Koordinaten
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			Der Anteil der Kategorie 1 (x1), hier definiert als angebotsseitige Behinderungen, ist nur in z1 enthalten. z1 kann interpretiert werden als relative Dominanz von x1 gegenüber den anderen Kategorien im (geometrischen) Mittel. z2 gibt im vorliegenden Fall die Dominanz der Kategorie 2, hier der Anteil der nach­frageseitigen Behinderungen (x2) gegenüber der Kategorie 3, dem Anteil keine Behinderungen (x3), an. Die drei Anteile (x1, x2, x3) können mit z1 und z2 im zwei­dimensionalen Raum dargestellt werden.

			Abbildung 5 zeigt das Streudiagramm der transformierten Daten. Positive Werte auf der Abszisse (z1-Werte) geben an, dass Angebots­beschränkungen überdurchschnittlich stark gegenüber den anderen standardisierten Kategorien im Durchschnitt angegeben werden. Negative Werte implizieren, dass Angebotsbeschränkungen unterdurchschnittlich oft gegenüber den anderen Kategorien gemeldet werden. Es zeigt sich wieder­um, dass ein deutlich überdurchschnittlicher Anteil von Meldungen über Angebotsbeschränkungen für eine Überauslastung spricht. Die zwei blauen Punkte rechts außen im Diagramm sind wiederum die Werte für das zweite Halbjahr 2018, bei denen möglicherweise ein Filterungsproblem vorliegt. Es zeigt sich zudem erneut, dass es Phasen von Überauslastung gibt, bei denen Angebotsbeschränkungen nicht sehr häufig gemeldet werden. Andererseits bedeutet dieses Muster auch, dass in Phasen von Unterauslastung in der Regel auch unterdurchschnittlich häufig Angebotsbeschränkungen gemeldet werden. Zwar kann eine Abgrenzung der beiden Phasen selten eindeutig erfolgen, doch scheint im vorliegenden Fall eine Asymmetrie vorzuliegen. 
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			Diese Asymmetrie erkennt man auch, wenn eine Diskriminanzanalyse mit den transformierten Daten durchgeführt wird. Um möglichen Ausreißern in den Daten entgegenzuwirken (beispielsweise den zwei Punkten mit möglichen Filterungsproblemen) wird im Folgenden das Ergebnis einer robusten quadra­tischen Diskriminanzanalyse vorgestellt (vgl. Filz­moser, Hron und Templ 2018, Abschnitt 9.2). In Tabelle 1, die die Klassifikationsresultate aus diesem Verfahren zählt, zeigt sich wiederum eine Asymmetrie. Die Zustände der Unterauslastung werden zum überwiegenden Teil korrekt durch die Klassifikationsregeln eingeordnet. Dagegen hat das Verfahren Mühe, den Zustand der Überauslastung korrekt zu klassi­fizieren. Von den 51Beobachtungen im Zustand Überauslastung werden 31 korrekt zugeordnet und 20 falsch.


Tab. 1
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							Quelle: Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			


			Abbildung 6 visualisiert die Ergebnisse der Diskriminanzanalyse. Blau eingefärbte Symbole bedeuten, dass die Diskriminanzanalyse hier den Zustand Unterauslastung prognostiziert. Rot eingefärbte Symbole bedeuten dagegen, dass die Diskriminanz­analyse diese Werte als Überauslastung klassifiziert. Der von der Produktionslücke vorgegebene Zustand wird durch Symbole gekennzeichnet. Kreise bedeuten, dass der vorgegebene Zustand Unterauslastung ist und Dreiecke, dass er Überauslastung ist. Man erkennt, dass bei den roten Symbolen nur sehr wenige Kreise und damit Fehlklassifikationen enthalten sind. Dabei sind insbesondere die zwei Kreise rechts außen in der Abbildung, die wiederum für das zweite Halbjahr 2018 stehen. Unter den blauen Symbolen sind jedoch einige Dreiecke, die eine Fehlklassifikation anzeigen. Insgesamt bestätigen diese Resultate also den Befund, dass ein deutlich überdurchschnittlicher Anteil von Unternehmen mit Angebotsbeschränkungen relativ klar auf eine Überauslastung hindeutet. Es gibt aber auch eine ganze Reihe von Phasen der Überauslastung, in denen Angebotsbeschränkungen durchschnittlich oder unterdurchschnittlich an Gewicht haben. Lediglich die vergleichsweise relativ seltenen Perioden, in denen Nachfragebeschränkungen außergewöhnlich häufig genannt werden, lassen sich recht eindeutig als Unterauslastung kategorisieren.
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			Bei der obigen Analyse geht allerdings die Zeitdimension verloren. So stellt sich die Frage, ob es etwa ganze Zyklen der Überauslastung gibt, in denen die Angebotsbehinderungen nicht von erheblichem Gewicht sind? Oder sind sie etwa immer erst sehr spät im Zyklus bedeutsam? Um einen Eindruck über das zeitliche Muster zu erhalten, sind in Abbildung7 Zeitreihen abgetragen. Zum einen handelt es sich um die Produktionslücke, so wie sie mit dem HP-Filter und der Referenzreihe (zyklische Komponente des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts) geschätzt wird. Zudem ist das Ergebnis der Diskriminanzanalyse über die Zeit abgetragen. Ein Wert von –1 bedeutet, dass die Diskriminanzanalyse den Zustand Unterauslastung prognostiziert und ein Wert von +1 den Zustand Überauslastung. Als drittes sind die z1-Werte aus Abbildung 5 enthalten. Diese Variable gibt an, wie stark die relative Dominanz der Produktionsbehinderung gegenüber allen anderen Kategorien im Durchschnitt ist. Bei der Betrachtung der Graphik sollen zunächst die zeitlichen Ränder ausgeblendet werden, da hier die Filterungsproblematik am Rand vorliegt. Im mittleren Bereich der Graphik sind vier klare Phasen der Überauslastung erkennbar. Zunächst kann festgehalten werden, dass es in allen vier Phasen auch Perioden gibt, in denen Produktionsbehinderung relativ dominierend sind. Bei der Überauslastungsphase vom zweiten Quartal 2006 bis zum dritten Quartal 2008 besteht deckungsgleich eine relative Dominanz der Angebotsbehinderungen. Ähnliches gilt für die Phase der Überauslastung vom vierten Quartal 2010 bis zum dritten Quartal 2012. Hier besteht lediglich beim Klassifikationsergebnis eine Zeitversetzung um ein Quartal. Bemerkenswert bei den früheren Phasen der Überauslastung – vom dritten Quartal 1994 bis zum dritten Quartal 1995 und insbesondere bei der vom ersten Quartal 1999 bis zum vierten Quartal 2002 – ist, dass hier die Phasen der relativen Dominanz der Angebotsbehinderungen kürzer sind als die Phasen der Überauslastung. Besonders augenfällig ist dies für die lang anhaltende Überauslastungsphase vom ersten Quartal 1999 an. Bereits Mitte des Jahres 2001 dominieren relativ die Angebotsbehinderungen nicht mehr, obwohl die Überauslastungsphase noch bis Ende 2002 andauert.
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			Mit Blick auf die Entwicklung am aktuellen Rand fällt auf, dass die Angebotsbehinderungen im Verarbeitenden Gewerbe eine sehr dominierende Rolle spielen, obwohl nach den Filterungsergebnissen die Überauslastung historisch gesehen nicht außergewöhnlich ist. Dies ist zum einen ein Hinweis darauf, dass mit Vorliegen einer längeren amtlichen BIP-Zeitreihe die Filterergebnisse sich deutlich ändern dürften und die Produktionslücke sich weiter öffnet. Trotz einer solchen Revision deutet die außergewöhnlich starke relative Dominanz der An­­gebotsbehinderungen aber auch darauf hin, dass diese im jüngsten Aufschwung eine erheblich größere Rolle spielen, als es in der Vergangenheit der Fall war.  Nach der hier vorgenommenen Datierung der Überauslastungsphase mit Hilfe des gefilterten BIP begann der jüngste Abschnitt der Überauslastung im ersten Quartal 2017. Bereits im dritten Quartal 2016 bekamen die Meldungen der Firmen über angebotsseitige Produktionsbehinderungen ein hohes Gewicht. Verantwortlich dafür war eine Zunahme der Klagen über fehlende Arbeitskräfte. Dies ist ein Hinweis darauf, dass die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes nach der momentanen Da­­tierung dieses Mal nicht nur außergewöhnlich häufig, sondern auch ungewöhnlich früh im Konjunkturzyklus über angebotsseitige Beschränkungen berichteten.
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					1	Die hier vorgestellte Klassifikation folgt der Typologisierung von Nerb (2009, S. 36 ff.; 1995, S.325 f.; 1990). 

				

				
					2	In der Bundesrepublik Deutschland ist diese Gruppe von Unternehmen vernachlässigbar klein (vgl. Nerb 2009, S. 36 f.).

				

				
					3	Monographien, die dem Datentyp der Compositional Data behandeln, sind van den Boogaart und Tolosana-Delgado (2013) sowie Filzmoser, Hron und Templ (2018).

				

				
					4   Für eine Erläuterung dieser Vorgehensweise vgl. Artis, Marcellino und Proietti (2003).
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			Rezessionsrisiko der deutschen Wirtschaft deutlich erhöht

					

		
			Die konjunkturelle Abkühlung der deutschen Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 2018 hat zu einer lebhaften Debatte darüber geführt, ob sich die deutsche Wirtschaft in einer kurzfristigen konjunkturellen Schwächephase befindet oder ob eine länger anhaltende Rezession zu erwarten ist. Bezugnehmend auf diese Debatte, liefert der vorliegende Artikel eine Einschätzung zum aktuellen Rezessionsrisiko. Dazu wird ein dynamisches, nichtlineares Faktormodell verwendet. Die Ergebnisse legen nahe, dass die Gefahr einer Rezession zurzeit deutlich erhöht ist und auch in den kommenden Quartalen mit einer konjunkturellen Schwächephase zu rechnen ist. Insbesondere die seit einiger Zeit abwärts gerichteten Befragungsdaten des ifo Instituts deuten darauf hin.

		

		
			Nach einer ungewöhnlich langen Phase des Aufschwungs geriet die deutsche Konjunktur in der zweiten Jahreshälfte 2018 ins Stocken. So kam es im dritten Quartal zum ersten Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) seit über drei Jahren, und auch im Schlussquartal ergab sich lediglich eine Stagnation. Die deutsche Wirtschaft ist somit knapp einer technischen Rezession entgangen. Diese wird in der Regel als zwei aufeinanderfolgende Rückgänge des BIP definiert. Während die deutsche Konjunktur dabei zweifellos von Sondereffekten, wie den Produktionseinbrüchen in der Automobilindustrie im Rahmen der WLTP-Zertifizierung oder des anhaltenden Niedrigwassers im Rhein, kurzfristig belastet wurde, gibt es ebenfalls Anzeichen, die für eine länger anhaltende Schwächephase sprechen.1 So ist der ifo Geschäftsklimaindex im Februar des laufenden Jahres auf den tiefsten Stand seit Dezember 2014 gefallen. Insbesondere die Erwartungen bezüglich der künftigen Geschäftslage haben sich deutlich verschlechtert. Unter anderem dürften sich die Unsicherheiten in Bezug auf die Brexit-Verhandlungen sowie der Handelskonflikt zwischen den USA und China hier bemerkbar machen. 

			Diese Entwicklungen haben zu einer lebhaften Debatte geführt, ob sich die deutsche Wirtschaft in einer kurzfristigen konjunkturellen Schwächephase befindet oder ob eine länger anhaltende Rezession zu erwarten ist. Diese Debatte hat auch die breitere Öffentlichkeit erreicht. So steigen laut GoogleTrend-Statistik die Suchanfragen nach dem Wort »Rezession« seit Oktober 2018 kontinuierlich. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die derzeitige konjunkturelle Abkühlung nur eine Unterbrechung eines ansonsten intakten Aufschwungs oder der Beginn eines Abschwungs ist. 

			Um das aktuelle Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft abzuschätzen, verwenden wir den von Carstensen et al. (2017) entwickelten, zweistufigen Ansatz zur frühzeitigen Erkennung konjunk­tureller Schwächephasen. In der ersten Stufe werden mittels maschinellen Lernens aus einem Datensatz mit 35 monatlichen Frühindikatoren drei »harte« und drei »weiche« Indikatoren selektiert, die aktuell den höchsten Erklärungsgehalt für die vierteljähr­liche Zuwachsrate des BIP aufweisen. Dadurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass nicht jeder Konjunkturzyklus durch die gleichen Triebkräfte verursacht wird. Bei den harten Indikatoren handelt es sich vor allem um Daten aus der amtlichen Statistik, insbesondere die Auftragseingänge aus dem In- und Ausland. Die weichen Indikatoren bestehen vornehmlich aus Umfragedaten bezüglich der zukünftig erwarteten Geschäftstätigkeit, die durch das ifo Institut und die Europäische Kommission veröffentlicht werden. Mittels der Kombination von weichen und harten Indikatoren wird sichergestellt, dass sowohl Informationen bis zum aktuellen Rand (bereitgestellt durch Befragungsdaten) berücksichtigt werden als auch Indikatoren, die tatsächliche realwirtschaftliche Vorgänge abbilden, aber erst mit etwas zeitlicher Verzögerung verfügbar sind. 

			In der zweiten Stufe gehen die sechs selektierten Indikatoren in ein dynamisches, nichtlineares Faktormodell ein. Dessen Nichtlinearität ermöglicht es, drei unterschiedliche Konjunkturphasen zu identifizieren: Expansion, normale Rezession – häufig auch Abschwung genannt, weil sie nicht immer mit einem Rückgang des BIP einhergeht, sondern häufig eher mit einer Stagnation – und schwere Re­zession. Letztere bildet vor allem den tiefen Produktionseinbruch während der globalen Finanzkrise 2008 und 2009 ab. Das Modell ermittelt zum einen die aktuelle und die erwartete Wahrscheinlichkeit für das jeweilige Eintreten der drei Konjunkturphasen.2 Zum anderen fasst es die Indikatoren zu einem monatlichen Konjunkturindex zusammen, der im Mittel einen Vorlauf von drei Monaten zur Zuwachsrate des BIP aufweist. Abbildung 1 zeigt diese Zuwachsrate sowie die vierteljährlichen Durchschnitte des berechneten Konjunkturindex und verdeutlicht den engen Zusammenhang zwischen beiden Reihen. 
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			Abbildung 2 zeigt den Verlauf der mit Hilfe des maschinellen Lernens aktuell ausgewählten Indikatoren seit Beginn des Boomjahres 2017. Als weiche Indikatoren fließen die ifo Geschäftserwartungen für die Gesamtwirtschaft, die Produktionserwartungen der Vorleistungsgüterproduzen­ten sowie die gesamtwirtschaftlichen Produktions­erwartungen (beide bereitgestellt durch die Europäischen Kommission) in das Modell ein. Es ist deutlich zu erkennen, dass die Indikatoren nach einem Höhepunkt zum Jahreswechsel 2017/2018 in der Tendenz abwärtsgerichtet sind und somit eine langsamere Gangart der deutschen Konjunktur signalisieren. Aus der Menge der harten Indikatoren werden drei Auftragseingangsreihen gewählt, von denen sich zwei auf die heimische Wirtschaft beziehen und eine auf neue Aufträge von auslän­dischen Auftraggebern. Während der Auftragseingang aus dem Inland für Vorleistungsgüter klar abwärtsgerichtet ist, lässt sich keine klare Tendenz für die Auftragseingänge für Investitionsgüter feststellen. Insbesondere haben die Aufträge für neue Investitionsgüter aus dem Inland kräftig zugenommen. Insofern ist die Indikatorenlage nicht eindeutig.
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			Abbildung 3 stellt dar, wie das Modell die teils unterschiedlichen Signale der Indikatoren in Rezessionswahrscheinlichkeiten für die deutsche Wirtschaft übersetzt. Rückblickend liefert das Modell eine akkurate Beschreibung des deutschen Konjunkturzyklus. Die vom Modell identifizierten Rezessionen stimmen überwiegend mit denen gängiger Rezessionsdatierungen überein.3 Ein Abgleich der so identifizierten Konjunkturphasen mit den Änderungsraten des BIP führt zudem zu dem plausiblen Ergebnis, dass ein typischer Aufschwung mit einem aufs Jahr gerechnetem Zuwachs um 2,3%, eine normale Rezession mit einer Stagnation des BIP und eine schwere Rezession mit einem massiven Produktionseinbruch einhergehen. 
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			Eine Analyse der Prognosefähigkeit des Modells zeigt schließlich, dass es Rezessionen frühzeitig erkennt. So hätte das Modell bereits im Juli 2008 mit fast 100% Wahrscheinlichkeit die mit der Welt­finanzkrise verbundenen Rezession vorhergesagt, die im vierten Quartal 2008 und im ersten Quartal 2019 zu einem massiven Produktionseinbruch führte. Die Betrachtung der jüngeren Vergangenheit zeigt, dass die Rezessionswahrscheinlichkeit im Frühjahr 2018 mit 40% den höchsten Stand seit der letzten Rezession im Jahr 2013 erreichte. Anschließend ist sie zunächst deutlich gefallen. 

			Seit der Jahreswende hat sich die Gefahr für eine normale Rezession erneut deutlich erhöht. Im März 2019 lag sie sogar klar über 50%. Vor allem das stetige Abrutschen der Produktions- und Geschäftserwartungen war ursächlich für diese Entwicklung. Angesichts der alles in allem ungünstigen Indikatorlage prognostiziert das Modell für April und Mai 2019 eine weiterhin erhöhte Wahrscheinlichkeit für eine normale Rezession von fast 70%. Erst für den Juni ergibt sich ein leichter Rückgang des Rezessionsrisikos auf knapp über 50%. Das zeitnahe Auf­treten einer schweren Rezession schließt das Modell allerdings beinahe aus. 

			Um eine Vorstellung über den möglichen Konjunkturverlauf zu erhalten, können die Ergebnisse des nichtlinearen Faktormodells auch zur Prognose des BIP im ersten Halbjahr 2019 verwendet werden.4 Dazu werden sie zunächst auf Quartalsfrequenz ag­­gregiert und dann als Indikatoren in ein ansonsten einfaches autoregressives Modell für die Zuwachsrate des BIP aufgenommen. Es ergeben sich Rezes­sionsrisiken von 41% für das erste Quartal und 63% für das zweite Quartal. Entsprechend schwach fällt die Punktprognose mit BIP-Zuwachsraten von jeweils rund 0,2% für beide Quartale aus (vgl. Abb.4). Damit liegt die Prognose nur leicht oberhalb der für eine normale Rezession typischen Stagnation des BIP. 
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			Alles in allem deutet die aktuelle Datenlage also auf eine erhebliche konjunkturelle Abkühlung in der näheren Zukunft hin. In Anbetracht des bereits ungewöhnlich langen Aufschwungs, der seit einiger Zeit überdurchschnittlich stark ausgelasteten Kapazitäten sowie der zunehmenden angebots- und nachfrageseitigen Produktionshemmnisse ist dies eine erwartbare Anpassungsreaktion. Allerdings ist das Risiko, dass die langsamere konjunkturelle Dynamik in eine ausgeprägte Rezession mündet, derzeit deutlich erhöht. Hinzu kommt, dass der Konjunkturausblick mit großer Unsicherheit behaftet ist. So ist das ifo Streuungsmaß, das die Unsicherheit der befragten Firmen reflektiert, jüngst so stark angestiegen wie zuletzt in den Jahren 2008 und 2009 (vgl. Grimme und Wollmershäuser 2018). Bei alledem dominieren die Abwärtsrisiken, vor allem aufgrund der Unwägbarkeiten hinsichtlich eines möglichen »harten« Brexits sowie des von den USA ausgehenden Handelskonflikts. Erneute negative Erwartungsschocks könnten die Stimmungsindikatoren weiter einbrechen und das Rezessionsrisiko erneut anschwellen lassen. Dann wäre wohl auch mit einer Schrumpfung des BIP zu rechnen.
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					1	Für eine ausführliche Diskussion der belastenden Sondereffekte vgl. Wollmershäuser et al. (2018).

				

				
					2	Carstensen et al. (2017) vergleichen das Modell mit einem einfacheren Model, das nur nach Aufschwungs- und Abschwungsphasen unterscheidet. Es zeigt sich aber, dass dieses Modell nicht sensitiv genug für die Identifikation von lediglich leichten Abschwüngen ist.

				

				
					3	In solchen Modellen wird eine Rezessionswahrscheinlichkeit über 50% in der Regel mit dem Auftreten einer Rezession gleichgesetzt. 

				

				
					4	Mittels eines Prognoseexperiments zeigen Carstensen at al. (2017), dass sowohl der Konjunkturindex als auch die Rezessionswahrscheinlichkeiten in der Vergangenheit gut geeignet waren, die vierteljährliche Zuwachsrate des BIP vorherzusagen, insbesondere für das jeweils aktuelle und kommende Quartal. Auch in echten Out-of-Sample-Prognosen, die wir seit Mitte 2017 regelmäßig berechnen, zeigt sich eine hohe Prognosegüte.
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			ifo Migrationsmonitor: 

			Fakten zur Kriminalität von Geflüchteten

		

		
			In den Medien bekommen Verbrechen von Geflüchteten in Deutschland besonders große Aufmerksamkeit. Dieser Artikel liefert Fakten zur Kriminalität von Geflüchteten und möchte zeigen, dass der alleinige Blick auf die Anteile der Geflüchteten in der Kriminalstatistik entscheidende Verzerrungsfaktoren, wie etwa das Anzeigeverhalten gegenüber Geflüchteten oder deren Alters- und Geschlechtsstruktur, nicht berücksichtigt. Außerdem bekommen mögliche Gründe, warum Geflüchtete eine höhere Kriminalität aufweisen, wesentlich weniger Medienaufmerksamkeit. Dabei könnte es sich um die Lebensbedingungen in den Unterkünften oder auch die Orientierungs- und Perspektiven­losigkeit in Deutschland handeln. Neben Verzerrungsfaktoren und möglichen Einflussfaktoren werden präventive Maßnahmen dargestellt. 

		

		
			Sowohl die Kriminalstatistik als auch der Bericht des Bundeskriminalamts beschäftigen sich mit der Kriminalität von Geflüchteten. In diesen Berichten wird der Begriff Zuwanderer verwendet und definiert als Personen mit Aufenthaltsanlass »Asylberechtigter/Schutzberechtigter«, »Asylbewerber«, »Duldung«, »Kontingent-/Bürgerkriegsflüchtling« und »unerlaubt«. In diesem Artikel wird einheitlich das Wort Geflüchteter für diese Gruppe verwendet. Staatsangehörige der EU werden nicht in der Gruppe erfasst (Bundeskriminalamt 2018). Migranten mit anderen Aufenthaltszwecken (z.B. Familienzusammenführung, Visa zu Erwerbszwecken, Studienvisa), die nicht die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, werden als Nicht-Deutsche betitelt, ebenso wie beispielsweise Fernfahrer oder Touristen. 

			Was bedeutet Tatverdächtiger?

			Zunächst ist zu berücksichtigen, dass in der Kriminalitätsstatistik nur Tatverdächtige erfasst werden. Jede Person ist tatverdächtig, die aufgrund des polizeilichen Ermittlungsergebnisses zumindest hinreichend verdächtig ist, eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben. Dies bedeutet, dass unberücksichtigt bleibt, ob der vorliegende Tatverdacht für eine spätere Anklageerhebung ausreicht oder ob das Verfahren eingestellt wird (vgl. Schulz 2016–2018). 

			Zudem werden Straftaten, die nicht angezeigt werden, nicht berücksichtigt. 2016 betrug beispielsweise die Anzahl der Tatverdächtigen 2360806, wovon 1407062 Deutsche und 953744 Nicht-Deutsche (ausländische Staatsangehörigkeit und Staatenlose) waren. Verurteilt wurden davon 506311Deutsche und 231562 Nicht-Deutsche (Statistisches Bundesamt 2018). Das bedeutet, dass von allen deutschen Tatverdächtigen ungefähr jeder Dritte verurteilt wurde und bei den Nicht-deutschen Tatverdächtigen jeder Vierte. 

			Folglich muss auch das Anzeigeverhalten der Opfer beachtet werden. Dabei muss berücksichtigt werden, dass kriminelle Handlungen von Geflüch­teten möglicherweise häufiger angezeigt werden als die von anderen Tätern. Denn je fremder der Täter ist, desto eher wird er angezeigt (vgl. Bergmann et al. 2017). Die 2015 am Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen durchgeführte anonymisierte Befragung von Schülern der 9. Klasse bestätigt diese Vermutung.1 So ist die Anzeigequote des Opfers Max gegen den Täter Mehmet (27,2%) mehr als doppelt so hoch wie die gegen den Täter Moritz (13%). Bei vielen Geflüchteten kommt noch die Sprachbarriere hinzu. Ist eine sprachliche Verständigung nicht möglich, wird eine Regelung des Sachverhalts ohne Hilfe der Polizei deutlich erschwert (vgl. Bergmann et al. 2017, S. 46 f.).

			Allgemeinkriminalität im Kontext von Zuwanderung 

			Die Zahl der polizeilich erfassten Straftaten mit tatverdächtigen Geflüchteten war im ersten Quartal 2018 höher als im vierten Quartal 2017. Insgesamt wurden im ersten Quartal 2018 66200 versuchte oder vollendete Straftaten polizeilich erfasst, bei denen mindestens ein Geflüchteter tatverdächtig war, während es im vierten Quartal 2017 62000 Fälle gab. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in vielen Fällen die Ermittlungen zum Zeitpunkt der Datenerhebung noch andauern, d.h. der/die Tatverdächtige(n) noch nicht feststanden. Außerdem stieg auch die Zahl der Asyl­suchenden im ersten Quartal 2018 nochmal um 34000 an. Abbildung 1 zeigt, in welchen Fällen Geflüchtete im ersten Quartal 2018 als Tatverdächtige ermittelt wurden (vgl. Bundeskriminalamt 2018). 
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			Dabei werden die Fälle im Folgenden nach sieben Straftaten unterteilt: Diebstahl, Rauschgift­delikte, Straftaten gegen das Leben, sonstige Straftatbestände, Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit sowie Vermögens- und Fälschungsdelikte. Unter »Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung« fällt u.a. Vergewaltigung und sexuelle Nötigung. Bei der Gruppe »Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit« handelt es sich u.a. um Raubdelikte, Körper­verletzung, Freiheitsbraubung, Nötigung und Be­­drohung. »Vermögens- und Fälschungsdelikte« umfassen Betrugsdelikte (z.B. Beförderungserschleichung oder Sozialleistungs­betrug) und auch Urkundenfälschung (vgl. Schulz 2017).

			Die deliktischen Schwerpunkte bei den Fällen von Straftaten mit tatverdächtigen Zuwanderern waren Vermögens- und Fälschungsdelikte, Diebstahl oder Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit. Fast 75% der Fälle fallen unter diese drei Kategorien. Bei Vermögens- und Fälschungsdelikten handelt es sich in mehr als der Hälfte der Fälle um Beförderungserschleichung– auch bekannt als »Schwarzfahren«. Bei den Diebstahlsdelikten handelt es sich in 69% der Fälle um Ladendiebstahl. Innerhalb der Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit dominieren Körperverletzungsdelikte (76%). 

			In der Kategorie Straftaten gegen das Leben wurden im ersten Quartal 2018 89 Fälle mit tatverdächtigen Geflüchteten registriert. Davon waren in 19 Fällen deutsche Staatsangehörige unter den Opfern. In dieser Kategorie wurden 75 Fälle registriert, bei denen mindestens ein Geflüchteter das Opfer war. In 64 Fällen waren Geflüchtete sowohl Täter als auch Opfer. Von den 89 Fällen mit tatverdächtigen Ge­­flüchteten blieb es in 78 Fällen bei versuchter Tötung, in elf Fällen wurde die Tötung vollendet (zehn Ge­­flüchtete, ein Deutscher). 23% der Fälle ereigneten sich in einer Erstaufnahmeeinrichtung/Sammelunterkunft.

			Opfer bzw. Geschädigte einer versuchten oder vollendeten Straftat waren Geflüchtete in 20800 Fällen der Allgemeinkriminalität im ersten Quartal 2018. Des Weiteren waren bei 79% aller Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit Geflüchtete sowohl Opfer als auch Tatverdächtiger. Bei den re­­gistrierten Fällen in Erstaufnahmeeinrichtungen/Sammelunterkünften handelte es sich in mehr als der Hälfte um Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit (überwiegend Körperverletzung). Darauf könnten auch die Lebensbedingungen in Gemeinschaftsunterkünften einen Einfluss haben.

			Der Anteil der Fälle mit Tatverdächtigen aus Syrien, Afghanistan und Irak war deutlich niedriger als der Anteil dieser Nationalitäten an der Gruppe der Geflüchteten (vgl. Tab. 1). Hingegen war der Anteil der Fälle mit Tatverdächtigen aus den Maghreb-Staaten, Georgien und den afrikanischen Staaten Gambia, Nigeria und Somalia höher als der Anteil an der Gruppe der Geflüchteten. Die Ursachen für die Unterschiede nach Herkunftsnationalitäten werden im weiteren Verlauf noch genauer untersucht. Der Anteil der Fälle mit Tat­verdächtigen aus der Balkanregion entsprach ungefähr dem Anteil dieser Nationalitäten an der Gruppe der Geflüchteten (vgl. Bundeskriminalamt 2018).
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							Anteil Tatverdächtiger einer Nationalität zum Anteil Zuwanderer aus dieser Gruppe
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							Anteil der Fälle mit Tatverdächtigen der jeweiligen Nationalität im Vergleich zu dem Anteil dieser Nationalitäten an der Gruppe der Zuwanderer
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							Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien und Serbien 
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							 Quelle: Zusammenstellung des ifo Instituts.

						
					

				
			


			Interessant ist auch, dass die politisch motivierte Kri­minalität gegen Asylunterkünfte und Asylbewerber seit Februar 2016 rückläufig ist. Während im vierten Quartal 2015 472 Straftaten gegen Asylunterkünfte, darunter 90Gewaltdelikte, verübt wurden, waren es im ersten Quartal 2018 noch 42 Straftaten (ein Gewaltdelikt).

			Kriminalität 2017

			Abbildung 2 zeigt die Altersstruktur und das Geschlecht der tatverdächtigen Geflüchteten bei Straftaten ohne ausländerrechtlicher Verstöße2 gemäß der polizeilichen Kriminalstatistik 2017. Insgesamt wurden 2017 167268tatverdächtige Geflüchtete erfasst. Über 70% fallen in die Gruppe der Erwachsenen. 86,5% der tatverdächtigen Geflüchteten sind männlich, wovon 61Prozentpunkte auf die über 21-Jährigen fallen.
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			Von weiterem Interesse ist, welche Bedeutung tatverdächtigen Geflüchteten in Deutschland zukommt. Dazu zeigt Abbildung 3 zunächst, wie viele Tatverdächtige bei ausgewählten Straftaten/-gruppen 2017 insgesamt ermittelt wurden und wie viele davon Geflüchtete und Nichtdeutsche waren. Es zeigt sich, dass 2017 die meisten Tatverdächtigen in Deutschland bei Straftaten gegen die persönliche Freiheit ermittelt wurden (614628), gefolgt von Vermögens- und Fälschungsdelikten mit 525899 Tat­verdächtigen. Auch bei den tatverdächtigen Geflüchteten fallen die meisten in diese beiden Straftatengruppen. Hier sind es bei den Straftaten gegen die persönliche Freiheit 59716 und bei den Vermögens- und Fälschungsdelikten 57574 Tatverdächtige. Ab­bildung 4 stellt nun den relativen Anteil von tatverdächtigen Geflüchteten an allen Tatverdächtigen dar. Insgesamt sind 8,5% der Tatverdächtigen bei Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße Geflüchtete. Am höchsten ist der Anteil von Geflüchteten bei Straftaten gegen das Leben. Dort sind 14,3% aller Tatverdächtigen Geflüchtete. An zweiter Stelle folgen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung mit 12,2%. Bei den absolut bedeutendsten Straftatengruppen – Straftaten gegen die persönliche Freiheit und Vermögens- und Fälschungsdelikten – lag der Anteil der Geflüchteten bei 9,7 bzw. 10,9%. 



   			 Abb. 3

		[image: 2019-sd-05-rhode-3.png]

		



   			 Abb. 4

		[image: 2019-sd-05-rhode-4.png]

		


			

			Abbildung 5 zeigt die Staatsangehörigkeit der tatverdächtigen Geflüchteten bei Straftaten ohne aus­länderrechtliche Verstöße. Die meisten tatverdächtigen Geflüchteten im Jahr 2017 kommen aus Syrien. 33387 der 167268 tatverdächtigen Geflüchteten sind von syrischer Staatsangehörigkeit (19,9%). Darauf folgen Geflüchtete aus Afghanistan und dem Irak mit 11,1% und 7,7% aller tatverdächtigen Geflüchteten. Dabei muss berücksichtigt werden, dass es unterschiedlich viele Geflüchtete aus den einzelnen Staaten gibt. Aufgrund der Datenlage, kann der Anteil der Tatverdächtigen an der Anzahl an Geflüchteten mit der jeweiligen Staatsangehörigkeit nicht berechnet werden.
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			Einflussfaktoren

			Während der Bevölkerungsanteil der Geflüchteten 2017 ungefähr auf 2% geschätzt werden kann, sind 2017 8,5% aller Tatverdächtigen Geflüchtete, bei Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße (vgl. Polizeiliche Kriminalstatistik 2017). Bedeutet das, dass Geflüchtete per se krimineller sind? Nicht unbedingt – zwei Faktoren spielen hier eine Rolle: erstens, wenn die Bevölkerungsgruppe, die durch eine besonders hohe Neigung zu verbotenen Aktivitäten gekennzeichnet ist, unter den Geflüchteten besonders stark vertreten ist. Zweitens gibt es besondere Einflussfaktoren, die die Kriminalitätsbereitschaft von Menschen steigern. Deswegen wird im folgenden Kapitel die Bevölkerungsgruppe der Geflüchteten genauer beleuchtet und auf die Einflussfaktoren, die Kriminalität begünstigen, eingegangen. 

			Eine Bevölkerungsgruppe, bei der das Kriminalitätsrisiko besonders hoch ist, sind Männer im Alter von 14–30Jahren. Aufgrund der Datenlage, begutachten wir im Folgenden Niedersachsen als Beispiel: In Niedersachsen waren 2014 9,3% der deutschen Wohnbevölkerung männliche 14- bis unter 30-Jährige. Gleichzeitig fallen 51,9% aller Tatverdächtigen der aufgeklärten Fälle von Gewaltkriminalität in diese Gruppe. Der Anteil an polizeilich registrierten Tatverdächtigen liegt in dieser Gruppe somit erheblich über ihrem Anteil an der Wohnbevölkerung. 

			Ähnlich ist es bei den Geflüchteten: So sind in Niedersachsen von den registrierten Flüchtlingen aus Nordafrika 2017 49,4% männliche 14- bis unter 30-Jährige. Gleichzeitig, obwohl die Asylbewerber aus Nordafrika nur 0,9% der im Jahre 2016 in Niedersachsen registrierten Flüchtlinge ausmachen, beträgt ihr Anteil an aufgeklärten Fällen von Gewaltkriminalität, zu denen Flüchtlinge als Tatverdächtige ermittelt wurden, 17,1% (vgl. Baier et al. 2018, S. 73 f.).

			Bezieht man nun die beiden folgenden Tatsachen mit ein:

			
					Erstens: Frauen sind deutlich weniger gewalt­orientiert als Männer, was auch in der poli­zeilichen Kriminalstatistik 2017 bestätigt wird: Nur 24,4% aller Tatverdächtigen bei Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße sind weiblich.

					Zweitens: Unter allen Asylerstantragstellern der Jahre 2015 und 2016 waren 34% Männer im Alter von 16 bis 29 Jahren. In der deutschen Bevölkerung lag deren Anteil Ende 2015 bei 7,8%  (vgl. Walburg 2018).

			

			Daraus kann geschlossen werden, dass eine erhöhte Tatverdachtsquote nicht unbedingt auf den Asylstatus und das Herkunftsland zurückzuführen ist. Vielmehr wird die Quote unter anderem dadurch beeinflusst, dass deutlich mehr junge Männer als Frauen oder Kinder/ältere Menschen einen Asylantrag stellen – eine Gruppe die, wie in Niedersachsen gesehen, auch in der deutschen Bevölkerung zu mehr Krimi­nalität neigt.

			Des Weiteren spielen besondere Einflussfaktoren eine wichtige Rolle in der Kriminalitätsbereitschaft von Menschen. So hängt auch die Gewaltbereitschaft von Geflüchteten von weiteren persönlichen und sozialen Bedingungen ab. Diese Erkenntnisse ziehen Baier et al. (2018, S. 80 f.) aus einem Workshop mit Experten der Flüchtlingsbetreuung: 

			
					Diskriminierungserfahrungen bei Begegnungen mit Bürgern oder bei Terminen in Behörden können das Aggressionslevel erhöhen.

					Viele Geflüchtete haben keine feste Tagesroutine. Das führt zu Langeweile und Frustration. 

					Die Fluchtursache spielt eine Rolle. Politisch Verfolgte sind oft überdurchschnittlich gebildet und in ihrem Heimatland der Mittelschicht angehörig. Diese fallen nicht durch erhöhte Gewaltbe­reitschaft auf. 

					Zuletzt spielt auch die Kultur des Heimatlandes eine Rolle, die die Geflüchteten auf unterschiedlichste Weise geprägt hat.

			

			Außerdem haben die strukturellen Rahmenbedingungen einen großen Einfluss auf die Konflikte zwischen Geflüchteten.

			Autonomie und Privatsphäre der Geflüchteten sind innerhalb der Unterkünfte stark eingeschränkt. Gemeinschaftsunterkünfte sind sehr eng und laut, da Zimmer, sanitäre Anlagen und Küchen geteilt werden müssen. Das Problem der Lautstärke ist dann besonders belastend, wenn der Schlaf darunter leidet und man am nächsten Tag nicht ausgeruht im Integra­tionskurs oder der Schule lernen kann. Auch der Punkt Sauberkeit und Hygienebedingungen führt regelmäßig zu Konflikten. Die ständige Anwesenheit von Fremden führt zu einem Gefühl der Unsicherheit. In den Unterkünften sind Geflüchtete zudem von der übrigen Gesellschaft abgeschnitten und werden von Personal beaufsichtigt. Die Folgen sind niedrigeres Selbstwertgefühl und Unzufriedenheit. Das alles ist Nährboden für kriminelle Handlungen. Zudem kommt es in den Unterbringungen für Geflüchtete zu Gruppenbildung z.B. von Geflüchteten gleicher Religion oder Herkunft. Daraus können dann Konflikte resultieren, wenn diese Gruppen unterschiedlich behandelt werden, z.B. wenn eine Gruppe schlechtere Asylchancen oder schlechteren Zugang zu Sprachkursen hat (vgl. Christ et al. 2017).

			Zuletzt soll nun auf die Frage eingegangen werden, ob die Kriminalität der Geflüchteten von ihrer Herkunft abhängt, wie die Statistik im ersten Teil vermuten lässt. Der Zusammenhang lässt sich vor allem dadurch erklären, dass die Herkunft aus bestimmten Ländern auch mit deren Aufenthalts­perspektive verbunden ist. Zum Beispiel lag die Schutzquote 2017 für Syrien bei 91,5%, für Afghanistan bei 44,3% und für den Irak bei 56,1%. Deutlich niedriger hingegen war sie für die Maghreb-Staaten (Marokko: 6%; Tunesien: 3,1%; Algerien: 3,3%) sowie Gambia (4,7%) und Nigeria (17,3%) (vgl. BAMF 2017). Bei guten Aufenthaltsperspektiven werden Geflüchtete bemüht sein, diese nicht zu gefährden. Umgekehrt führt die Nachricht, in Deutschland unerwünscht zu sein, zu Enttäuschung und Verbitterung und fördert Kriminalität. Ohne Aufenthaltsperspektive sinkt zudem die Aussicht auf Beschäftigung, wodurch die Lebensfinanzierung durch Kriminalität an Attraktivität gewinnt. Ist die Ablehnung eines Asylantrags auch noch inhaltlich schwer nachzu­vollziehen, führt das zu mehr Unsicherheit im Kreis der Flüchtlinge und folglich zu weniger Motivation zur Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen (vgl. Baier et al. 2018, S. 77 ff.). Das Asylverfahren stellt eine große Belastung für die Geflüchteten dar. Sie wissen nie, wann der Bescheid, ob sie bleiben dürfen, kommt und es herrscht Unsicherheit durch widersprüchliche Aussagen (vgl. Christ et al. 2017).

			Präventive Massnahmen

			Sowohl bei Deutschen als auch bei Zuwanderern hängt die Gewaltbereitschaft stark von den Lebensumständen ab. Relevante Akteure können die Kriminalitätsrate also durchaus beeinflussen. Im Folgenden werden einige Expertenvorschläge genannt, die die Kriminalität von Geflüchteten reduzieren könnten.

			Wie bereits zuvor erwähnt, ist eine sinnvolle Tagesstruktur für Geflüchtete von großer Bedeutung. Das kann durch die Ermöglichung des Besuchs einer Schule oder die Absolvierung von Praktika sowie regelmäßigen Angeboten zur Sport- und Freizeitgestaltung erreicht werden. Das gilt gleichermaßen für Geflüchtete ohne Bleibeperspektive (vgl. Baier et al. 2018, S. 80 f.).

			Für einen möglichst schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt und Kontakt zur Gesellschaft sollten Integrationskurse und Hilfe beim Finden eines Arbeitsplatzes möglichst gleichzeitig und nicht sequentiell stattfinden. Des Weiteren sollten ausreichend Plätze für Sprachkurse angeboten werden, wobei den Geflüchteten geholfen werden sollte, den für ihre Integration optimalen Sprachkurs zu wählen (vgl. Engbersen et al. 2015).

			Zur Betreuung der Asylbewerber könnten außerdem mehr ehemalige Geflüchtete eingesetzt werden. Die Erfahrung zeigt, dass die Geflüchteten dann mehr Verständnis für Probleme und allgemein mehr Vertrauen aufbringen (vgl. Baier et al. 2018, S. 80 f.).

			Die Verarbeitung von Traumata in Folge von Erlebnissen im Krieg oder während der Flucht wird durch die Unterkunftsbedingungen erschwert. Für die Stabilisierung sind Ruhe und Privatsphäre sehr wichtig. Hier sollte der dringende Bedarf an Hilfsangeboten besser gedeckt werden (vgl. Christ et al. 2017).

			Fazit

			Bei den in diesem Artikel aufgeführten Fakten gilt es, also diverses zu berücksichtigen. Zunächst einmal handelt es sich nur um Tatverdächtige, so dass auch das Anzeigeverhalten der Opfer einen Einfluss auf die Zahlen hat. Bei Kriminalitätsstatistiken muss zudem immer beachtet werden, dass Männer – besonders in einem gewissen Alter – ein höheres Kriminalitätsrisiko aufweisen. Da verglichen mit der heimischen Bevölkerung viele Geflüchtete in diese Gruppe (männlich, 14–30 Jahre alt) fallen, ist dieser Zusammenhang bei der Analyse der Kriminalität von Geflüchteten zu beachten. Auch die besondere Lebenssituation, in der sich Geflüchtete befinden, sollte nicht übersehen werden. Besonders das Asylverfahren und die Bedingungen in den Unterkünften stellen eine große Belastung dar. Zuletzt ist es wichtig, Maßnahmen zu ergreifen um die Gewaltbereitschaft zu reduzieren, denn von diesen Maßnahmen könnten im Endeffekt alle profitieren.
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	Endnoten


			
				
					1	Berücksichtigt wurden nur die Opfererfahrungen, die sich innerhalb eines Zweijahreszeitraums vor der Befragung ereignet haben, um erinnerungsbedingte Verzerrungen auszuschließen. Das waren 2015 1803 Opfererfahrungen.

				

				
					2	Das sind Straftaten gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freizügigkeitsgesetz/EU. Deutsche Tatverdächtige spielen hier – mit 0,7% aller Tatverdächtigen – nur eine untergeordnete Rolle (PKS 2017).

				

			


		
		
			Klaus Wohlrabe

			ifo Konjunkturumfragen Februar 2019 auf einen Blick: 

			Die deutsche Konjunktur bleibt schwach1

		

		
			Die Sorgen in den deutschen Chefetagen nehmen weiter zu. Der ifo Geschäftsklimaindex ist im Februar von 99,3 (saisonbereinigt korrigiert) auf 98,5 Punkte gefallen. Das ist der schlechteste Wert seit Dezember 2014. Die Unternehmen bewerteten ihre aktuelle Geschäftslage erneut etwas weniger gut. Auch der Pessimismus mit Blick auf die kommenden sechs Monate hat zugenommen. Diese Ergebnisse und andere Indikatoren deuten auf ein Wirtschaftswachstum im ersten Quartal von 0,2% hin. Die deutsche Konjunktur bleibt schwach.
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			Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index zum sechsten Mal in Folge gefallen. Die Unternehmen korrigierten ihre Beurteilung der aktuellen Lage merklich nach unten. Trotzdem berichtete weiterhin eine deutliche Mehrheit von einer guten Geschäftslage. Bei den Erwartungen greift der Pessimismus jedoch mehr und mehr um sich. Im Dienstleistungssektor hat sich das Geschäftsklima deutlich verschlechtert. Die Dienstleister stuften ihre Geschäftslage etwas weniger gut ein. Für die kommenden Monate erwarteten nur noch wenige Unternehmen eine Verbesserung. Im Handel ist der Index leicht gestiegen. Dies war auf etwas weniger pessimistische Geschäftserwartungen zurückzuführen. Die Firmen beurteilten die Geschäftslage ungünstiger. Während sich das Klima im Einzelhandel verbesserte, gab es im Großhandel nach. Im Bauhauptgewerbe hat sich der Geschäftsklimaindex verschlechtert. Grund hierfür waren die weniger guten Beurteilungen der Geschäftslage. Die Unternehmen korrigierten ihre Erwartungen hingegen leicht nach oben.

			Die deutschen Unternehmen werden etwas zurückhaltender bei der Mitarbeitersuche. Das ifo Beschäftigungsbarometer ist im Februar auf 102,9Punkte gefallen, nach 103,0 Punkten im Januar. Trotz abkühlender Konjunktur ist der deutsche Arbeitsmarkt weiterhin intakt. Die Zahl der Beschäftigten wird weiter steigen. Verantwortlich für den Rückgang des Beschäftigungsbarometers waren der Handel und das Verarbeitende Gewerbe. Hier hat sich in den letzten Monaten die Dynamik abgeflacht. Der Anteil der Unternehmen, die neue Mitarbeiter einstellen wollen, hat kontinuierlich abgenommen. Im Bauhauptgewerbe und dem Dienstleistungssektor ist das Beschäftigungsbarometer hingegen gestiegen. Dies gilt auch für die längerfristige Perspektive. Im Durchschnitt der letzten drei Jahre hat die Beschäftigungsdynamik kontinuierlich zugenommen.
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			Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren hat sich etwas aufgehellt. Die ifo Exporterwartungen der Industrie sind im Februar auf 7,2 Saldenpunkte gestiegen, von 6,0 Saldenpunkten im Januar. Die deutsche Industrie behauptet sich in einem schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld. Die Zolldrohungen der US-Regierung haben im Moment keine negativen Auswirkungen auf die Exporterwartungen der Automobilindustrie. Es zeigt sich jedoch eine deutliche Zurückhaltung bei der Einschätzung der Lage. Im Moment wird weder ein Anstieg noch ein Fallen der Exporte erwartet. Mit deutlichen Zuwächsen im Auslandsgeschäft rechnet dagegen die Nahrungs- und Genussmittelindustrie. Die Exportdynamik im Maschinenbau hat sich in den letzten Monaten hingegen deutlich abgeflacht. Es werden kaum noch zusätzliche Aufträge aus dem Ausland erwartet.



   			 Abb. 4

		[image: 2019-sd-05-wohlrabe-4.png]

		



   			 Abb. 5

		[image: 2019-sd-05-wohlrabe-5.png]

		


			Endnoten



				
					1	Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Deutsche Bahn zwischen Daseinsvorsorge und Gewinn:
Ist ein radikaler Umbau notig?

Die Ziige im Fernverkehr kommen zu spét, die Zusammenarbeit zwischen den Einheiten funktioniert nicht, die
Gewinnprognosen sind pessimistisch, der Giiterverkehr fahrt Verluste ein und die Infrastruktur ist unterfinan-
ziert: die Deutsche Bahn steht in der Kritik. Wie lassen sich spiirbare Verbesserungen fiir die Kunden erreichen?
Sind grundlegende Strukturreformen nétig?

Richard Lutz, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn AG, weist darauf hin, dass das »Wachstum auf der
Schiene« das System bei Infrastruktur, Fahrzeugen und Personal an die Kapazitatsgrenzen gebracht hat. Aus
den Engpéssen seien zunehmend Belastungen fiir die Betriebsqualitat und die Kunden entstanden. Die »Agenda
fiir eine bessere Bahn« sei die Antwort der DB auf diese Herausforderung und der Weg, um das Unternehmen
nachhaltig erfolgreich aufzustellen. Dieser Weg werde langer dauern als gedacht, und das Unternehmen miisse
deutlich mehr investieren als bislang geplant. Im Mittelpunkt steht eine leistungsfahige Infrastruktur, bessere
Fahrzeuge und zusitzliches Personal. Damit lege die DB die Basis fiir die dringlichen Verbesserungen bei Qualitat,
Punktlichkeit und Zuverlassigkeit. Sein Fazit: »Wir brauchen keinen radikalen Umbau, sondern eine gemeinsame
Kraftanstrengung fiir Kapazitat, Wachstum, Kunden und Qualitét.«

Christian Béttger, Hochschule fiir Technik und Wirtschaft Berlin, schlagt vor, das Unternehmen DB AG kurzfristig
finanziell zu stabilisieren. Hierfiir kime der Verkauf von Arriva, eventuell auch von Schenker, in Frage. Damit
kénnten die anstehenden Investitionen finanziert und Schulden abgetragen werden. Dartiber hinaus sollte die
Governance des Unternehmens verbessert werden. Die fiir das Ziel der Verdoppelung des Verkehrs erforderlichen
Infrastrukturinvestitionen kénne die DB AG nicht aufbringen, diese Mittel miissten deshalb vom Bund kommen.
Insgesamt sei davon auszugehen, dass es viele Jahre dauern werde, die Probleme der Bahn zu losen.

Fiir Alexander Kirchner, Vorsitzender der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft, sind »verlasslich mehr Geld fiir
die Eisenbahn und ein Klarer politischer Auftrag ... der Problemldser Nummer einsc. Seiner Ansicht nach trigt
in erster Linie der Eigentiimer, und damit der Bund, die Verantwortung dafiir, dass das gesamte System Schiene
leide. Statt in den Erhalt der Infrastruktur zu investieren, werde schon seit Jahren auf VerschleiR gefahren. Ein
radikaler Umbau ware insofern hinsichtlich der Finanzierung der Schieneninfrastruktur notig.

Gnter Knieps, Universitat Freiburg, befasst sich mit der Frage, welche Umwalzungen die Fortschritte in den Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien fiir die zukiinftigen Eisenbahnnetze mit sich bringen und welche
Chancen und Herausforderungen damit einhergehen. Der digitale Wandel hin zum Internet der Dinge kénne die
zukiinftige Rolle der Eisenbahnen fundamental veréndern: auf den Markten fiir Mobilitatsdienstleistungen, im
Bereich voll automatisierter Ziige, im Bereich der vorausschauenden Wartung der Ziige, im Bereich der Zugiiber-
wachungssysteme und beim Aufbau von digitalen Stellwerken.

KOMMENTAR

Replik auf den Beitrag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger
Holger Miihlenkamp

Holger Miihlenkamp, Deutsche Universitat fiir Verwaltungswissenschaften Speyer, nimmt Stellung zu einem Bei-
trag von Gernot Sieg und Berthold U. Wigger aus dem ifo Schnelldienst 22/2018 zum Thema »Auch in Zukunft
Verkehrsinfrastruktur in OPP bereitstellenc. In seinem Kommentar stellt Holger Mihlenkamp die Argumente vor;
warum er eher geringe Moglichkeiten fiir wirtschaftliche Offentlich-private Partnerschaften sieht.
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